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Unsere offene Anfrage an Ministerpräsidenten Dr. M. Stolpe

zur Hundequal in Eberswalde

Ihr Zeichen: 53-DVM Sei/Do





Guten Tag, Herr Dr. Stolpe,



Ihre Antwort kann keineswegs zufriedenstellend sein, man erhält lediglich den Eindruck, dass man es mit Jemanden zu tun hat, der sich als „beleidigte Leberwurst“ fühlt und Missstände verharmlost. Offenbar haben die uns zugegangenen und an MP Stolpe weitergeleiteten Informationen ihre Richtigkeit. Auch das die Bedingungen, unter denen konkret dieser 10-jährige rassendiskriminierte Hund in einem Tierheim, dass ganz offensichtlich diese Bezeichnung nicht verdient, von Ihnen „schön geredet“ werden, bestätigen diese Informationen noch. Und dieser Fall ist ja nur beispielstehend.



Herr Dr. Stolpe, nach unseren Informationen wurde in Folge der politischen Fehlentscheidungen auch dieser aufgrund frei erfundener Rassenlisten willkürlich diskriminierte Hund zwangsenteignet, ohne dass es einen Beißvorfall gegeben hat.



Ebenfalls nach den uns zugegangenen Informationen wurde dieser Hund über den Winter - und dieser war sehr lang, sehr kalt und von viel Schnee bekleidet - im Freien ohne jeglichen Schutz gehalten. Gerade die willkürlich rassendiskriminierten Hunde sind Kurzfell-Hunde und äußerst kälteempfindlich. - Wurden diese Hunde extra so gehalten, damit sich das Problem der schnellen und langsamen gewollten Ausrottung dieser Hunde von selbst löst, z.B. Töten der Hunde in Folge Krankheit, z.B. durch Kälte entstandene Nierenschäden? - Wäre dies bei der in diesem „Tierheim“ praktizierten Haltung dieser Kurzfell-Hunde während des Winters im Freien nicht naheliegend? Dies wäre leider kein Einzelfall seit Juli 2000, eben seit der fast bundesweiten Diskriminierung, Verfolgung und Vernichtung dieser unschuldigen Hunde.



Ebenfalls nach den uns zugegangenen Informationen wurde dieser Hund nach mehrfacher Aufforderung und Bitte des Besitzers an den Tierheimleiter endlich aus der Kälte genommen, dafür aber in eine Box 1 x 1 m gesetzt. In dieser Box „lebte“ er im eigenen Kot und Urin!



All diese Informationen sind eindeutig als tierquälerisch und Verstoß gegen das gültige Tierschutzgesetz zu bezeichnen, was denn sonst!



Sie schreiben, dass dieser Hund an Arthrose erkrankt war und angeblich therapiert wurde.
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Herr Dr. Stolpe, das weiß sogar ein Laie. Wenn ein Hund erkrankt ist und hier an Arthrose, dann ist es reines Gift für ihn, also extrem zusätzlich schädigend, wenn er schutzlos und länger der Kälte ausgesetzt ist. Ebenfalls extrem schädigend ist dann das Eingesperrtsein und sich fast nicht bewegen können in einer Box 1 x 1 m und dazu noch in den Exkrementen! Das wird Ihnen jeder ehrliche Tierarzt oder tierärztliche Orthopäde bestätigen.



Angeblich, so behaupten Sie, wären in diesem Tierheim regelmäßige Kontrollen gemacht worden ohne Beanstandungen. Wie kann es dann zu solchen Schilderungen glaubwürdiger Leute und Augenzeugen kommen? Wie kann es dann zu der Bestätigung durch diesen Tierheimleiter selbst kommen? - Wie glaubwürdig sind die in Ihrem Bescheid angeführten Darstellungen?



Sie bestätigen, dass die Trennung - richtiger ist doch wohl Zwangsenteignung! - eines Familienhundes von seiner Familie eine erhebliche psychische Belastung für das Tier ist und auch mit Gewichtsverlusten verbunden sein kann. Sie selbst sind offenbar Tierarzt. Ein Gewichtsverlust von 37,5 kg auf 24 kg - also über 1/3 des Eigengewichtes - ist sehr wohl nicht nur mit der Trennung zu begründen, sondern offenbar auch mit der zusätzlichen tierquälerischen Haltung! - Das kann man nicht schön reden! Für den Hund kann dies bereits ein sein Leben gefährdetes Stadium sein - das wissen Sie ebenso gut wie wir und der dafür verantwortliche Tierarzt und der Tierheimleiter wissen das auch!



Vermutlich wäre es bereits zu Anzeigen gegen diesen Tierheimleiter gekommen, wenn die Besitzer der zwangsenteigenten Hunde - „Danke“ an die Betreiber dieser Verfolgung Unschuldiger, z.B. auch an Frau Micoleizeck! - nicht um das Leben ihrer Vierbeiner fürchten müssten, die ja unkontrolliert in der Hand dieses Tierheimleiters und damit auf Gnade und Ungnade ausgeliefert sind. - Ihnen ist ebenso wie uns bekannt, dass es leider keine Einzelfälle sind, wenn Hunde in sog. Tierheimen vorsätzlich getötet, regelrecht hingerichtet werden. Wir erinnern an das Tierheim Zichow, aber auch an Mönchengladbach. Dies sind nur zwei Beispiele von sehr vielen. Die Tiere sind tatsächlich ausgeliefert.



Herr Dr. Stolpe, Ihr Schreiben, in dem Sie ganz offensichtlich Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz und Tierquälereien an den willkürlichen rassendiskriminierten Hunden, ausschließlich Opfer politischer Fehlentscheidungen und gezielter Medienhetze, verharmlosen - oder decken? - ist eines wirklichen Veterinärs unwürdig. Es ist einzuordnen unter dem Motto: Es kann nicht sein, was nicht sein darf!



Die Wirklichkeit zu leugnen, hilft aber niemanden, auch nicht den immer unschuldigen Tieren. Die Tiere sind immer das, was Menschen aus ihnen machen, hier ein Bündel Leid und Elend! Es hilft auch nicht den verantwortungsvollen Hundehaltern, wenn Tierquälereien schön geredet werden, wenn Menschen belogen und betrogen werden, um die Tiere die Unfähigkeit der Menschen, verantwortungsvoll zu handeln, büßen zu lassen.



Wir alle wissen, es gibt Tierärzte und es gibt „Tierärzte“, vor allem seit Juli 2000. Obwohl sich die Bundestierärztekammer eindeutig in ihrer Pressemitteilung im Namen der Tierärzte so geäußert hat, dass sich die Tierärzte nicht zu den tiermordenden Handlangern der Politiker machen lassen, also die aufgrund frei erfundener Rassenlisten willkürlich diskriminierten Hunde nicht töten, weil Politiker diese ausrotten wollen, gab und gibt es doch leider trotzdem etliche sog. „schwarze Schafe“ in den tierärztlichen Reihen. Diese verdienten an der Qual der Hunde und an dem Töten dieser nicht schlecht. Was interessiert solche „Tierärzte“ schon der von ihnen abgelegte Eid des Arztes, jedes Leben zu achten und diesem zu helfen?



Es ist erschütternd, Herr Dr. Stolpe, dass Sie als Amtstierarzt, der ebenfalls diesen Eid irgendwann einmal ablegte, Quälereien an Lebewesen, die anderen hilflos ausgeliefert sind, schön reden, verharmlosen und damit 

- vielleicht ungewollt? - begünstigen, fördern, decken.



Hoffentlich sind Sie lernfähig und helfen endlich, solche Tierquälereien zu beenden und setzen Sie sich bitte auch dafür ein, dass die daran Schuldigen bestraft werden und die zwangsenteigneten Hunde - lediglich aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit, nicht weil sie gebissen haben oder irgendwie gefährlich sind - ihren Familien zurückgegeben werden.
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Nicht von den Tieren geht die wirkliche Gefahr aus, sondern einzig und allen von Menschen, die diese Bezeichnung nicht verdienen. Davon gibt es offenbar viele.



Mit dem Verharmlosen von Quälereien an Wehrlosen kann man kein Leid, keine Qual und keinen vorsätzlich herbeigeführten Tod verhindern!



Im Übrigen haben wir dieses von Ihnen beanstandete Schreiben in dieser Form lediglich unserer offenen Anfrage an MP Stolpe beigefügt, denn er soll sehr wohl wissen, dass wir uns all dies nicht „aus den Fingern saugen“. Er soll auch wissen, wen es betrifft.



Wir hoffen sehr, dass endlich das Vorgehen gegen die willkürlich rassendiskriminierten Hunde abgestellt, die der oben geschilderten Willkür ausgelieferten Tiere endlich aus dieser Not und in ihre Familien zurückkommen und nicht weiter gequält werden. Das ihnen angetane Leid ist ohnehin nie wieder gut zu machen. Aber es muss endlich beendet werden, auch die Tiere haben nur dieses eine Leben. Die Tiere wollen leben - nicht mehr und nicht weniger und dazu haben sie das gleiche Recht, wie auch Sie, Herr Dr. Stolpe, dies für sich beanspruchen.



Wir hoffen, dass bei den Verantwortlichen und das sind u.a. leider auch Tierärzte und Amtstierärzte, endlich ein Umdenken und Umhandeln, hin zu wirklicher Verantwortung und Lebensachtung, auch gegenüber den uns allen anvertrauten und damit leider auch hilflos ausgelieferten Tieren stattfindet.



Unsere Hoffnung betrifft auch Sie, Herr Dr. Stolpe.



Eine Kopie dieses Schreibens senden wir selbstverständlich an Herrn Ministerpräsident Stolpe. 



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen
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Herrn Ministerpräsident

Dr. Manfred Stolpe

Heinrich-Mann-Allee 107



14473 Potsdam











Guten Tag, Herr Ministerpräsident Stolpe,



unsere offene Anfrage an Sie vom 21. April 2002 haben Sie weitergeleitet. Wir erhielten am 7. Juni 2002 von Ihrem Namensvetter, einem Dr. M. Stolpe, Amtsveterinär, einen Bescheid, der nicht befriedigen kann.



Ganz offensichtlich werden die tierquälerischen Haltungsbedingungen für die willkürlich rassendiskriminierten und zwangsenteigenten Hunde schöngeredet, verharmlost, zumindest dieses Tierheim in Ladeburg betreffend.



Unsere Antwort an diesen Amtsveterinär erhalten Sie zur Kenntnis, aber auch in der Hoffnung und mit der erneuten Bitte, endlich die Verfolgung und Zwangsenteignung von friedlichen Hunden, denen man als Verbrechen ihre Rassezugehörigkeit anlastet, wofür die Tiere überhaupt nichts können, zu unterbinden.



In unserer langjährigen Tierschutzarbeit haben wir sehr viel und sehr extremes Leid, was Menschen den Tieren antun und antun lassen, kennen lernen müssen. Die Tiere sind immer Opfer, Täter sind immer Menschen. 



Auch bei der sog. Kampfhundeproblematik ist dies so und die Tiere sind Opfer sowohl von Kriminellen, von Tierschindern und von politischen Fehlentscheidungen. Politiker brauchten nach Volkans Tod schnell für sie bequeme Sündenböcke. Unzählige unschuldige Hunde büßten dies mit extremer Qual - so auch in Eberswalde immer noch - und viele hunderte Tiere mit ihrem Leben, fast immer äußerst grausam.



Zu rechtfertigen ist all dies durch gar nichts, denn die Tiere sind immer das, was Menschen aus ihnen machen, die Tiere sind immer die Opfer und nicht selten auch Menschen - immer aber durch Menschen!



Bitte werden Sie als Ministerpräsident Ihres Bundeslandes endlich positiv in dieser Problematik tätig und unterbinden Sie die seit Juli 2000 und bis heute stattfindende Diskriminierung, Verfolgung, Qual und auch direkte und indirekte Vernichtung der Tiere und den immer noch stattfindenden Terror gegen verantwortungsvolle Hundehalter, z.B. auch durch die Ordnungsbehörden.



Es hilft niemanden, wenn von „Tierärzten“ oder „Tierheimleitern“, die offensichtlich diese Bezeichnung nicht verdienen, oder von Behörden die Verbrechen an Wehrlosen ignoriert oder verharmlost werden.



Soll denn für die uns allen anvertrauten Tiere jeder Tag 11. September sein?



Herr Ministerpräsident, wir haben die Schilderungen, wie man mit den willkürlich rassendiskriminierten Hunden in Eberswalde - und nicht nur dort - umgeht, auch an den Petitionsausschuss weitergeleitet. Wir haben dort eine Petition laufen, die von unzähligen Stellungnahmen, Schilderungen bzw. die die traurige Wirklichkeit widerspiegelnden Informationen bundesweit unterlegt wird.
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Für den größten Teil der deutschen Politiker scheint die sog. Kampfhundeproblematik „erledigt“ zu sein, denn die schnelle und langsame Ausrottung dieser unschuldigen Tiere wurde in Gang gesetzt und wird schleichend weiter praktiziert und von den Medien inzwischen totgeschwiegen. 



Für die Hundehalter in Deutschland, für die Tierheime, die diese Bezeichnung auch verdienen, für die helfen wollenden Menschen, die sich nicht dem Rassenwahn angeschlossen und ein eigenständiges Denken und Verantwortung sowohl Menschen als auch Tieren gegenüber bewahrt haben, ist diese Tierqualproblematik keineswegs erledigt. 



Dies wird mit Sicherheit deutlichst bei der kommenden und bei weiteren Wahlen quittiert werden. Dass es pausenlos Skandale durch das Fehlverhalten von Politikern und Behörden gibt, das empört die Menschen, aber es wird nicht zum Maßstab gemacht. Dass sich die Politiker permanent ihre Einnahmen/Bezüge erhöhen, trotz der ständig steigenden finanziellen Belastungen der Bevölkerung, auch dies wird nicht zum Maßstab gemacht. Aber dass man unschuldige Familienmitglieder - hier die Hunde - aufgrund ihrer Rassezugheörigkeit verfolgt, quält und tötet, dies wird man so wenig vergessen wie z.B. den Justizskandal des BVferG, der den in Deutschland lebenden fanatischen Fundamentalisten straffrei gestattet, dass unsere Tiere äußerst qualvoll geschächtet werden dürfen ohne jegliche Qualminderung und dass man unser Grundgesetz und unsere Gesetze diesen Tierschindern angepasst hat. (79 % der Bevölkerung in Deutschland sind gegen diese grauenvolle Tierschinderei!)



Immer mehr Menschen der Bevölkerung denken nach und denken um, hin zur Verantwortung auch unseren Mitgeschöpfen gegenüber. Die deutschen Politiker verfügen allerdings über ein enormes Defizit, leben dieses allerdings zu Lasten der Tiere und der deutschen Bevölkerung aus. - Soll dies so bleiben?



Es liegt in Ihrer Hand, die Diskriminierung, Verfolgung, die langsame und schnelle Vernichtung der willkürlich rassendiskriminierten Hunde in Ihrem Bundesland endlich zu beenden.



Wirklicher Menschenschutz beginnt beim Tierschutz, denn Tierschutz ist Erziehung zur Menschlichkeit.



Wir erwarten Ihre Antwort. 



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen







Anlage

Unsere Antwort an den Landkreis Barnim vom 13. Juni 2002
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Frau Marieluise Beck

Beauftragte der Bundesrepublik

für Ausländerfragen



11017 Berlin











Die Gewaltbereitschaft der deutschen Politiker! Sie fördern die größte Gefahr - die Islamisten!

Zuerst wurden unsere Gesetze geopfert, dann wurden dieTiere verraten und dann die deutsche 

Bevölkerung, die man belügt, betrügt und als dumm abstempelt!





Guten Tag, Frau Beck,



am 4. Juni 2002 erhielten wir nun endlich eine Antwort auf unser Schreiben vom 9. April 2002. Ihre Antwort ist erschütternd! Sie begrüßen und fördern grausamste Gewalt gegen Wehrlose - hier gegen die hilflos ausgelieferten Tiere, die uns allen anvertrauten leidensfähigen Mitgeschöpfe.



Frau Beck, was glauben Sie eigentlich, wie dumm die deutschen Menschen in Deutschland sind?



Zu Ihrer Kenntnis: Die sog. Ausnahmemöglichkeit zum Schächten der Tiere ohne Betäubung war keineswegs aus antisemitischen Motiven zur Zeit des Nationalsozialismus aufgehoben wurden. Dies ist eine Lüge von deutschen Politikern und jüdischen Schächtfanatikern, um verantwortungsvolle Menschen mundtot zu machen! - Primitiv und verantwortungslos! - Bereits 1908 fanden Befragungen und Studien statt, um den Tieren ihre Qual zu mindern. 585 Schlachthausdirektoren wurden befragt und eindeutig setzten sich diese Schlachthausdirektoren für die Qualminderung durch Betäubung der Tiere vor dem Schächtschnitt ein. Leider hat die Durchsetzung dieser Qualminderung viele Jahre gedauert, nämlich bis 1933. Es handelt sich lediglich um einen zeitlichen Zusammenfall. Mit antisemitischen Motiven hat dies absolut nichts zu tun, sondern mit Qualminderung für die Tiere.



Auch wir kämpfen bereits über ein Jahrzehnt - und manche noch sehr viel länger - darum, den Tieren, auch den Schächttieren die Qualminderung der Betäubung zu ermöglichen. Es ist das mindestes, was man den Tieren, die für den vermeintlichen Vorteil der Menschen hingerichtet werden, schuldig ist. Aber Schächtbefürworter und Schächter, also Menschen die Freude an der Qual und dem grausamen Tod anderer haben! verstehen es, durch Lügen diese Quälerei zu legalisieren.



Ganz offensichtlich wollen Sie uns auch mit Ihre Darstellung verdummen, dass dieses Tierqualskandalurteil angeblich zur Überschaubarkeit und Überprüfbarkeit des betäubungslosen Schächtens beiträgt. Offenbar leben Sie auf einem anderen Planeten als wir! 



Wussten Sie nicht, dass der Schächtfanatiker Altinküpe bereits seit dem 15. Januar 2002 - also unmittelbar nach der Urteilsverkündung an diesem Tag - die Tiere ohne jegliche Betäubung schächtet und dies ohne Ausnahmegenehmigung? Wussten Sie nicht, dass diese offensichtlichen Verstöße gegen das gültige Gesetz von der Behörde, aber auch von dem hessischen Ministerium, der Staatsanwaltschaft und dem Bundesministerium gedeckt wird?	(...)�	2	

Wussten Sie nicht, dass der Zentralrat der Muslimen, Dr. Elyas, die Behörden zu einer laxen Genehmigungspraxis aufruft, obwohl er in den Medien das Gegenteil aussagt? 

Wussten Sie nicht, dass es viel illegales Schächten eben gerade in Folge dieses Urteils vom 15.1.2002 in diesem Jahr bereits gab? 

Wussten Sie nicht, dass Deutsche, die sich von dem Umgang mit den Tieren vor und während des Schächtens überzeugen wollten, körperlich bedroht und verjagt wurden?



Das alles und weitere Gewalt begrüßen Sie, Frau Beck, und fördern diese!



Frau Beck, Ihnen scheint es gleichgültig zu sein, dass Lebewesen vorsätzlich durch unsere ausländischen Gäste! solch eine durch nichts zu rechtfertigende Qual angetan wird. Wenn Menschen der Hals ohne Betäubung durchgeschnitten wird, entsetzt man sich, bezeichnet dies als Massaker oder als Barbarei. Es ist nichts Geringeres, wenn es den Tieren angetan wird. - Frau Beck, möchten Sie Ihren Hals ohne jegliche Betäubung durchschnitten bekommen?



Ganz offensichtlich ist es Ihnen auch gleichgültig, dass 79 % der Bevölkerung Deutschlands empört und entsetzt über dieses Tierqualskandalurteil des BVferG vom 15.1.2002 ist. Sie sind zwar die Ausländerbeauftragte der Bundesregierung, aber sie sind auch deutsche Politikerin und Volksvertreterin. Das Volk besteht nicht nur aus ausländischen Gästen, sondern auch aus der deutschen Bevölkerung und diese ist seit Januar 2002 empört, dass unsere ausländischen Gäste, die Fanatiker von ihnen, mit Unterstützung der deutschen Politiker und Justiz aus unserem Land ein grauenvolles Schlachthaus gemacht haben!



 „Auschwitz fängt da an, wo einer im Schlachthof steht 

und sagt, es sind ja nur Tiere.“Theodor W. Adorno



Ganz offensichtlich interessiert auch gar nicht, dass kein Mensch gezwungen ist, Lebewesen so grausam zu quälen, auch keine Religion fordert dies, auch nicht der Koran! Im Gegenteil, ein schonender Umgang mit den Tieren fordert sowohl der Koran als auch die Thora (mosaische Religionsschrift). Zu einem schonenden Umgang gehört aber das Schächten ohne vorherige Betäubung in der heutigen Zeit keineswegs. 



Das Schächten ohne Betäubung wird gefordert und durchgesetzt, weil Menschen (solche verdienen diese Bezeichnung nicht!) Freude an der Qual und dem grausamen Töten anderer haben. Es wurde auch gefordert und durchgesetzt, weil man Macht demonstrieren will und deutsche rückrat- und verantwortungslose Politiker machen sich gar zu gerne zu politischen Handlangern solcher Tierschinder, solcher fanatischen Fundamentalisten.



Ein nicht geringer Teil der in Deutschland lebenden Ausländer missbraucht die deutsche Gastfreundschaft, verstößt gegen die gültigen Gesetze, das Grundgesetz oder passt Grundgesetz und Gesetze den eigenen Religionsinterpretationen und Traditionen an. Dabei kommt es zwangsläufig zu Konflikten. Auf der Strecke bleiben nicht nur unsere Gesetze, unsere ethischen Grundsätze, unsere Verantwortung sowohl Menschen als auch Tieren gegenüber, sondern in erster Linie die Tiere. Am deutlichsten wird dies an dem Skandalurteil des BVferG, dass nun den fanatischen fundamentalistischen Islamisten und fanatischen fundamentalistischen Angehörigen des jüdischen Glaubens das brutale Abmetzeln unserer Tiere ohne jegliche Qualminderung, ohne jegliche Betäubung straffrei gestattet und im gleichen Zug die gegen Gesetze verstoßenden Politiker, Justizbehörden, aber auch die jüdischen Schächtfanatiker „reingewaschen“ hat.



Keine Religion fordert das brutale Abmetzeln der Tiere ohne jede Betäubung. Das sind Religionsinterpretationen und Lügen, basierend auf Fanatismus und dem Willen, andere quälen zu wollen. Wenn die angeblich so gläubigen Muslimen ihren Glauben tatsächlich ernst nehmen würden, dann dürften sie sich z.B. auch kein Geld leihen, auch nicht von Banken. (Der deutschen Wirtschaft ginge es um ein Vielfaches besser, denn man muss schon sagen, dass ca. ein Drittel der hoffnungslosen Schuldner islamischen Glaubens sind.) Aber auch in diesem Bezug interessierten die Vorgaben des Korans die meisten Islamisten nicht.



Frau Beck, wir machten Sie mit unserem Schreiben deutlich darauf aufmerksam, dass von diesen fanatischen Fundamentalisten eine tatsächliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. Offensichtlich will man das aber ignorieren. Das Schächten war erst der Anfang, um Macht gegen die deutsche Bevölkerung in deren eigenen Land zu demonstrieren und um die Regeln der Scharia mehr und mehr durchzusetzen. Die Bestrebungen sind eindeutig.	(...)�	3



Sowohl Deutsche als auch türkische Landsleute, die sich gegen das grauenvolle und durch gar nichts zu rechtfertigen Abmetzeln unserer Tiere ohne Betäubung durch diese Fanatiker aussprechen, wurden in der Vergangenheit und auch nach dem Januar 2002 bedroht. Türken fürchten um ihr Leben und das ihrer Familie, wenn sie sich öffentlich äußern und gegen das Verhalten z.B. des Zentralrates der Muslimen aussprechen.



!

!

Selbst der Bundesinnenminister Schily scheint es langsam zu begreifen: „Islamisten die größte Gefahr“. „Bundesinnenminister Otto Schily hat die weltweite Bedrohung durch islamistischen Terror als größte Gefahr für die innere Sicherheit auch in Deutschland bezeichnet.“ „Radikale ausländische Gruppen agieren vom Boden der Bundesrepublik aus und missbrauchen damit nicht nur das Gastrecht, das ihnen gewährt wird, sondern auch jene grundgesetzlich gewährten Grundrechte, die sie in Anspruch nehmen, um sie offen zu bekämpfen.“ „In Deutschland gibt es über 59000 Mitglieder und Anhänger von extremistischen Ausländerorganisationen, darunter fast 32000 von islamistischer Organisationen, das sind mehr Fanatiker als es Rechtsextremisten oder Linksextremisten gibt.“ Und diese Zahl steigt ständig!



Nichts anderes sagen wir Ihnen, nur dass wir nicht akzeptieren, dass unsere Tiere die ersten und generell die Opfer sind. Aber auch anderen Politikern versuchen viele Menschen der Bevölkerung das seit Jahren deutlich zu machen. Politiker der Bundesebene und auch Sie als Beauftragte für unsere ausländischen Gäste, die unsere Gastfreundschaft so extrem missbrauchen, unsere Gesetze ihren blutrünstigen Traditionen anpassen, begrüßen, bestärken und fördern vorsätzlich solche fantischen Fundamentlisten, solch eine offensichtliche Gefahr.



Was muss noch alles passieren, ehe die verantwortlichen deutschen Politiker begreifen, dass man die eigene Bevölkerung opfert, nachdem man unsere Tiere geopfert hat?



Jetzt unterstützen und fördern Sie den Terror gegen Tiere; der Terror gegen Menschen ist nur noch eine Frage der Zeit, etlichen Menschen gegenüber hat dieser Terror aber bereits begonnen.



Wenn Sie, Frau Beck, und andere deutsche Politiker so weiter machen, haben wir bald den 11. September in Deutschland, denn dafür tun Sie und andere Politiker sowie die deutschen Justizbehörden alles, damit fanatische Fundamentalisten straffrei Verbrechen begehen können, zuerst an unseren Tieren, dann an den Menschen selbst. Osama bin Laden hatte seine Fanatiker auch in Deutschland und solchen Fanatikern stärken Sie und andere Politiker den Rücken, passen diesen unsere Gesetze an.



Unsere Regierungen vertreten keine deutschen Interessen und nicht das Wohl ihrer Bürger, dafür die Macht fanatischer Fundamentalisten. Die Gewaltbereitschaft der deutschen Politiker gegen die Schwächsten unserer Zivilisationskette und gegen die eigene Bevölkerung, die man belügt und betrügt, ist erschreckend und verbrechenfördernd! Bravo!



	







Kopie: Tierschützer, Interessierte, Empörte





PS.

Wir unterscheiden unsere Mitmenschen nicht nach deren Hautfarbe, Nationalität, politischen oder religiösen Überzeugungen oder sonstigen Äußerlichkeiten, sondern danach, wie sie die Schwächsten unserer Zivilisationskette, die Tiere behandeln. Denn wenn die Schwächsten unserer Zivilisationskette, die den Menschen hilflos Ausgelieferten, nichts zu erwarten haben, haben weniger Schwache auch nichts zu erwarten.
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Telefax 030/2000-1999

Persönlich

„Ethik gegenüber dem Menschen und Rohheit gegenüber den Tieren sind zwei Verhaltensweisen, die sich nicht vereinbaren lassen, denn Grausamkeit gegen Tiere geht nahtlos in Grausamkeit gegen Menschen über.“

	Robert Jungk

Herrn Bundespräsident

Johannes Rau

Spreeweg 1



10557 Berlin













Grundkonsens ja, aber bitte doch für alle!

Nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten!





Guten Tag, Herr Bundespräsident Rau,



Herr Friedmann, der Vizepräsident des Zentralrates der Juden, fordert Sie auf, dass Sie „einen Orientierungsrahmen anbieten über das, was in unserer Gesellschaft zum Grundkonsens gehört, was uns kulturell und historisch zusammenhält und was außerhalb dieses Grundkonsens steht.“



Diese Forderung Herrn Friedmanns bezieht sich auf die Äußerungen des Herrn Möllemann.



Dazu möchte ich mich nicht weiter äußern.



Aber nicht nur Herr Friedmann hat das Recht dieser Forderung gegenüber der deutschen Bevölkerung und Politikern, sondern auch die deutsche Bevölkerung hat dieses gleiche Recht.



Auch die deutsche Bevölkerung erwartet und fordert, dass Angehörige anderer Religionen und Nationen die gültigen Gesetze in diesem Land achten und nicht ihren zum Teil barbarischen Bräuchen anpassen, diese Gesetze auf den Kopf stellen und die Politiker dementsprechend beeinflussen. Angesprochen ist hier das aktuelle Problem des Schächtens der Tiere ohne Betäubung. 



Wir leben im dritten Jahrtausend und alle - sowohl Angehörige des jüdischen, des islamischen als auch des christlichen Glaubens - nehmen für sich alle Vorteile des Fortschritts in Anspruch. Aber für unsere Tiere sollen Traditionen und Regeln aufgrund zweifelhafter Religionsinterpretationen gelten, die den Tieren jegliche Qualminderung vorenthält. 



So werden seit Januar 2002 ganz offiziell und straflos Tiere ohne jegliche Qualminderung, ohne jegliche Betäubung geschächtet wie vor über 2000 Jahren. Vorwand für diese grauenvolle Schinderei unserer Tiere ist angeblich die Religion. Aber keine Religion verlangt diese, im Gegenteil, einen schonenden Umgang mit unseren Tieren verlangt auch die mosaische Religion. Dazu gehört das Schächten der Tiere ohne Betäubung, wie bereits vor über 2000 Jahren praktiziert, nicht. Keiner der Schächtbefürworter und Schächter kann die vom Gesetz geforderten „zwingenden Vorschriften“ erbringen. Auch die Angehörigen des mosaischen Glaubens nicht. 
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Das Skandalurteil des BVferG vom 15.1.2002, über das sich 79 % der Bevölkerung Deutschlands empören, entsetzen und dagegen einsetzen, „musste“ angeblich so gefällt werden, um die Muslimen den Juden gleichzustellen. Aber den Angehörigen des mosaischen Glaubens wurde noch nie entsprechend gültigem Gesetz eine Genehmigung für diesen barbarischen Brauch an unseren Tieren erteilt.



Sehr wohl aber wurden die von jüdischen Schächtbefürwortern und Schächtern geforderten und auch begangenen Gesetzesverstöße geduldet, gedeckt, begünstigt vor dem Hintergrund der sog. geschichtlichen Verpflichtungen, also der Verbrechen des Naziregimes. Nur haben die Tiere mit diesen Verbrechen gar nichts zu tun. Sie werden aber geopfert, damit andere barbarische - wohlgemerkt nicht religiös bedingte - Traditionen durchgesetzt und Macht demonstriert werden kann.



Nicht nur die deutsche christliche Bevölkerung hat Pflichten, auch die Angehörigen anderer Religionen haben Pflichten und nicht nur Rechte. Dies sollte sehr wohl zu einem Grundkonsens unserer Gesellschaft gehören, für alle, auch für die Angehörigen mosaischen und islamischen Glaubens.



Was nicht auf Gegenseitigkeit aufbaut, hat keine Chance des Friedens.



Ich bitte Sie, also auch gegenüber unseren jüdischen Mitbürgern dahin gehend zu wirken, dass auch diese in der heutigen Zeit und in dieser Gesellschaft Pflichten im Rahmen des gegenseitigen Miteinanders praktizieren. Ein verantwortungvoller und schonender Umgang mit den uns allen anvertrauten Mitgeschöpfen gehört eindeutig dazu ebenso wie die Achtung gültiger Gesetze. 



Durch nichts und niemanden ist irgend ein Mensch gezwungen, so barbarisch im dritten Jahrtausend mit unseren leidempfindenen Mitgeschöpfen umzugehen, keine Religion fordert dies. Das sagen selbst Juden. Die Tiere werden gar zu gerne und zu leicht geopfert, da sie sich nicht wehren können - auch von den deutschen Politikern. Aber sie haben weder mit dem Nationalsozialismus zu tun noch mit willkürlichen Religionsinterpretationen, die Vorwände sind, um die Qual an ihnen zu legalisieren. 



Die immer unschuldigen, uns allen anvertrauten und damit auch hilflos ausgelieferten Tiere sind leider immer Opfer. Soll das so bleiben? Wenn ja, dann wird es auch keinerlei Besserung für die Menschheit geben können, denn im Umgang mit den Schwächsten unserer Zivilisationskette spiegelt sich immer auch der Umgang mit den Menschen wider!



Es kann nicht sein, dass ständig eine Minderheit gleicher als alle anderen ist, selbst nicht im Hinblick auf die sog. geschichtlichen Verpflichtungen.



Hierzu bitte ich um eine konkrete Antwort von Ihnen.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen









PS. 

Diese Bitte/Forderung an Sie und die Angehörigen jüdischen Glaubens in unserem Land hat absolut nichts mit Antisemtismus, rechtsradikal oder Ähnlichem zu tun. Auch ausländerfeindlich bin ich nicht. Aber ich setze mich gegen das Einteilen in wertes und unwertes Leben ein, die Ursache allen Elends und Leid weltweit, sowohl die Menschen als auch die Tiere betreffend, aber ausschließlich von Menschen ausgehend. 



Die Achtung der Menschen geschieht ausschließlich nach den Kriterien des Umgangs mit unseren Mitgeschöpfen, den Schwächsten unsere Zivilisationskette und damit auch den weniger Schwachen. Nationalitäten, Hautfarben, politische und religiöse Überzeugungen sind für mich hierbei ohne jede Bedeutung, mit einer Ausnahme: Extremisten jeder Couleur verdienen keine Achtung, sie verfügen über keinen Funken Anstand und wirklicher Menschlichkeit.�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 16. Juni 2002
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Ganz persönlich! - Telefax 030/2006-4262



Frau Renate Künast

Bundesministerin noch für Tierschutz?

„Auschwitz fängt da an, wo einer im Schlachthof steht und sagt, es sind ja nur Tiere.“

	Theodor W. Adorno

Wilhelmstraße 54



10117 Berlin











Frau Ministerin Künast,



mit vom 3. Juni 2002 datierten Schreiben erhielten wir nun endlich eine Antwort auf unser Schreiben vom 9. April 2002 an Sie. Dr. Königs antwortete in Ihrem Auftrag. Dr. Königs ist uns noch gut bekannt aus unserem persönlichen Termin im Bundesministerium in Bonn, damals noch zu Herrn Borcherts Zeiten - von Ihnen wusste damals die Bevölkerung noch nichts. Bereits damals waren uns die schächt- und tierqualbefürwortenden  Scheinargumentationen dieses Herrn bekannt. Bereits damals teilten wir den hohen Herren dieses Ministeriums mit, dass Levinger, auf dessen Buch man sich gar zu gerne beruft, um das äußerst qualvolle Schächten der Tiere durch Juden zu rechtfertigen, seine Darstellungen manipuliert hat, um die angebliche sofortige Bewusstlosigkeit der Tiere zu suggerieren. Er unterschlug einfach anatomische Details. Auch dass keine Religion diese Tierschinderei fordert - nicht die Thora, nicht der Koran - teilten wir mehrfach mit.- Aber all das scheint nicht zu interessieren, weil man ja selbst nicht den Hals durchschnitten bekommt!



All dies und auch jegliche Vernunft und Verantwortung fehlten damals und sie fehlen heute immer noch - trotz Ministerwechsel. Sie, Frau Ministerin Künast, führen eben die Verantwortungslosigkeit gegenüber unseren Mitgeschöpfen - mit Hilfe der Alteingesessenen im Ministerium - einfach fort.



Allerdings ist dieser Dr. Königs mit keiner einzigen Silbe auf die Frage eingegangen, die wir Ihnen konkret stellten: Haben Sie den Zentralrat der Muslimen und den Islamrat trotz der Warnung des Islmaforscher Bassam Tibi empfangen? Dazu bitten wir erneut um eine konkrete Antwort, denn das geht sehr wohl die deutsche Bevölkerung an. - Auch weitere Fragen zur Nutztierhaltungs-Verordnung und Massentierhaltung der Kaninchen fanden keinerlei Berücksichtigung durch Ihren Beauftragten.



Hinweisen möchten wir auch darauf, dass auch Dr. Königs in Folge des Tierqualskandalurteils des BVferG vom 15. Januar 2002 deutlich ausspricht, dass eine Ausnahmegenehmigung zum Schächten vorliegen muss, bevor geschächtet werden darf.



Ihnen wurde bekannt gemacht, dass der Schächtfanatiker Altinküpe bereits seit dem 15. Januar 2002 - also unmittelbar nach Verkündung dieses Tierqualskandalurteils - die Tiere ohne Betäubung schächtet und dass er öffentlich verkündet, dass ihm dafür keine Genehmigung vorliegt. Dr. Königs spricht auch davon, dass nur ausnahmsweise die Tiere betäubungslos geschächtet werden dürfen. Für den Schächtfanatiker Altinküpe ist dies die Regel - vor und nach dem Kurban Bayrami, und dies, obwohl keine gewerbsmäßigen Genehmigungen angeblich erteilt werden dürfen.



Er - und nicht nur er - hat also einen Freibrief für seine Tierschindereien, gedeckt von deutschen Politikern der verschiedenen Ebenen, denn sowohl das zuständige Landesministerium als auch die zuständige Staatsanwaltschaft und die offenbar duldende Behörde decken diesen ganz offensichtlichen Verstoß gegen gültiges Gesetz. 
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Da auch Ihnen dies bereits mehrfach bekannt gemacht wurde, decken Sie, Frau Künast, diese Tierschinderei und die damit verbundenen Verstöße gegen gültiges Gesetz ebenso - wie Ihre Vorgänger!



Frau Ministerin Künast, ursprünglich hatten sich die Grünen auch dem Schutz unserer Mitgeschöpfe auf ihre Fahnen geschrieben. Aber eine Grünen-Ministerin war es, die die Tiere verraten hat, wie kaum jemand zuvor.





„Wo es um Tiere geht, wird jeder zum Nazi ... 

Für die Tiere ist jeden Tag Treblinka.“

Isaac B. Singer



Hoffentlich denken die 79 % der Bevölkerung in Deutschland bei der bevorstehenden und bei allen anderen Wahlen daran, dies deutlichst zu quittieren. Wir werden das uns Mögliche dazu beitragen.



Wir erwarten nach wie vor eine Antwort auf unsere Frage, denn noch sind Sie Volksvertreterin, auch wenn Sie sich ganz offensichtlich für die Interessendurchsetzung und Stärkung fanatischer Fundamentalisten einsetzen und für den Missbrauch unserer Gesetze zu deren Gunsten.



Sie unterstützen und fördern den Terror gegen Tiere, aber auch der Terror gegen Menschen ist nur noch eine Frage der Zeit, allerdings haben einige schon damit praktische Erfahrungen machen müssen, auch dank Ihnen, z.B. die Besitzer der willkürlich rassendiskriminierten Hunde in Deutschland. Die sprechen nach ihren Erfahrungen seit Juli 2000 vollkommen berchtigt von Staatsterror gegen sie und ihre Tiere!



Es ist eine Tatsache: Unsere Regierungen vertreten keine deutschen Interessen und nicht das Wohl ihrer Bürger, dafür das der Fundamentalisten, der Tiernutzerlobby, der Tierschinder.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











PS.

Dass auch für Sie, Frau Künast, Töten das Normale ist, bewiesen Sie inzwischen mehrfach und auch jetzt wieder. Wegen der Verantwortungslosigkeit und Schlamperei der Menschen sollen - nicht müssen! - nun wieder zigtausend Lebewesen regelrecht hingerichtet werden, nun zur Abwechslung und zusätzlich zu allen Morden an unseren leidensfähigen Tieren die Hühner.



„Der untrüglichste Gradmesser für die Herzensbildung 

eines Volkes und eines Menschen ist, 

wie sie die Tiere betrachten und behandeln.“ - Berthold Auerbach



Welchen Grad die deutschen Politiker und die von ihnen geförderten und unterstützten in Deutschland lebenden fanatischen Fundamentalisten innehaben, ist ja wohl deutlich genug!

�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 11. Juni 2002

Hauptstraße 87 a

69483 Wald-Michelbach
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Persönlich

Herrn Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier

Präsident des Bundesverfassungsgerichts

Postfach 1771



76006 Karlsruhe













Guten Tag, Herr Prof. Dr. Papier,



hauptsächlich Ihnen verdankt ja die deutsche entsetzte Bevölkerung das Tierqualskandalurteil vom  15. Januar 2002 und die besonders grausame, jetzt straffreie Schinderei des Schächtens der Tiere ohne jegliche Qualminderung. Sie wissen es: 79 % der Bevölkerung Deutschlands ist empört, entsetzt und setzt sich auch dagegen ein.



Sie wissen auch, dass der Vorwand, man müsse die Rechte der Muslimen endlich den Rechten der Juden gleichstellen, erlogen ist, denn die jüdischen Schächtbefürworter und Schächter konnten ebenfalls die zwingenden Vorschriften nie nachweisen. Ihnen wurde noch nie eine Genehmigung zum Schächten ohne Betäubung entsprechend gültigem Gesetz erteilt. Ihre Gesetzesbrüche und Tierschindereien wurden geduldet und begünstigt vor dem Hintergrund der sog. geschichtlichen Verpflichtungen. 



Sie wissen auch, dass mit diesem Urteil diejenigen unter den Juden, die die Gesetzesverstöße für sich forderten und begingen und die daran mitbeteiligten Politiker, Behörden, auch Justizbehörden „reingewaschen“, deren Gesetzesverstöße im Nachhinein öffentlich geregelt wurden. Dies alles ist Ihnen bekannt. Bestätigen werden Sie dies allerdings nicht.



Angeblich soll Ihr Urteil kein Freibrief zum Schächten der Tiere ohne Betäubung sein. Angeblich müssen die Schächter  Beauflagungen erfüllen, bevor ihnen eine Genehmigung für das grauenvolle Abmetzeln der Tiere ohne Betäubung erteilt wird. - Einige - leider nur wenige Behörden - nehmen dies ernst und müssen deshalb die Genehmigung zu dieser Abmetzelei verweigern.



Die Regel ist leider anders. Das wohl deutlichste Beispiel ist der Schächter Altinküpe, der bereits am 15. Januar 2002 - am Tag der Verkündung Ihres Urteils - die Tiere ohne Betäubung schächtete, ohne dass ihm dafür eine Genehmigung vorlag.



Wir überlassen Ihnen die skandalösen Bescheide der Staatsanwaltschaft, die sich weigert, überhaupt die Ermittlungen sowohl gegen den Schächter Altinküpe noch gegen die duldende Genehmigungsbehörde aufzunehmen, obwohl nicht nur nach unserem Erachten ganz offensichtlich gegen gültiges Gesetz verstoßen wird und nicht einmal die Minimalbeauflagungen des Urteils des BVferG eingehalten werden.



Herr Prof. Dr. Papier, ist diese Verfahrensweise von Altinküpe, der Genehmigungsbehörde, die das Schächten ohne Genehmigung duldet, und der Staatsanwaltschaft Limburg in dem Sinne der Richter des Bundesverfassungsgerichtes und deren Urteils? Sind diese offensichtlichen Gesetzesverstöße gewollt?_



Wir hoffen, wir können Ihre Antwort in Kürze erwarten. Wir geben diese dann entsprechend weiter.



Hochachtungsvoll	Kopie: Tierschützer, Interessierte, Empörte







Anlagen

Bescheid der Staatsanwaltschaft Limburg vom 26.2.2002- 3 Js 6070/02

Bescheid der Staatsanwaltschaft Limburg vom 30.5.2002 - 3 Js 8464/02

Veröffentlichung FOCUS

�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 11. Juni 2002
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69483 Wald-Michelbach
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Staatsanwaltschaft

bei dem Landgericht Limburg/Lahn

Walderdorfstraße 14



65549 Limburg/Lahn











Unsere Strafanzeige vom 21. April 2002

Ihr Bescheid vom 30. Mai 2002, Poststempel 5. Juni 2002

Bei uns eingetroffen am 6. Juni 2002

Aktenzeichen 3 Js 8464/02





Guten Tag, Herr Oberstaatsanwalt,



mit o.g. Schreiben teilen Sie uns ebenfalls mit, dass auch dieses Ermittlungsverfahren abzulehnen ist. Wir erheben dagegen



Widerspruch!



Auch die Genehmigungsbehörde Herborn sowie der Schächter Altinküpe haben sich an das gültige Gesetz und die Beauflagungen des Urteils des BVferG vom 15.1.2002 zu halten - nicht mehr und nicht weniger. Dieses Urteil ist kein Freibrief für das Schächten der Tiere ohne Betäubung ohne nachweisbar vorliegende Genehmigung. Im Nachhinein und mündlich kann man eine Genehmigung lediglich manipulieren. Dies hat nichts mit einer bereits erteilten Genehmigung zu tun, die nachweisbar vor dem Schächten der Tiere ohne Betäubung erteilt werden kann bzw. vorzuliegen hat.



Hier liegen ganz eindeutig und offensichtlich vorsätzliche Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz vor, dass eben nicht durch das Urteil des BVferG ausgehebelt wurde und nach wie vor Gültigkeit hat.



Herr Oberstaatsanwalt, nicht nur wir können uns des Eindruckes nicht erwehren, dass diese vorsätzlichen Gesetzesverstöße und die nicht genehmigten! Tierquälereien durch den Schächter Altinküpe und der duldenden - und damit gegen gültiges Gesetz verstoßenden - Genehmigungsbehörde von der Staatsanwaltschaft Limburg, konkret dem bearbeitenden Staatsanwalt, begünstigt werden.



Wir erwarten eine Bestätigung des Eingangs dieses Widerspruchs und ebenfalls des bis heute von Ihnen unbestätigt gebliebenen Widerspruchs vom 21. April 2002, AZ. 3 Js 6070/02.



Parallel werden wir Schritte unternehmen, um weiteren Gesetzesverstößen und damit grauenvollen Tierquälereien entgegenzuwirken. - Bedenken Sie bitte auch, dass sich 79 % der Bevölkerung in Deutschland gegen das Schächten der Tiere ohne vorherige Betäubung ausspricht und dagegen einsetzt. Dies sollte in einer Zeit, wo die deutschen Politiker endlich dem Tierschutz den ihm schon lange gebührenden Rang im Grundgesetz einräumen, ebenfalls berücksichtigt werden, sowohl durch die Genehmigungs- als auch durch die Vollstreckungsbehörden.



Hochachtungsvoll

�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 11. Juni 2002
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Hessisches Ministerium der Justiz

Herrn Justizminister Dr. Christean Wagner

Luisenstraße 13



65185 Wiesbaden











Aktenzeichen: 4121/1 E - III/7 - 301/02 bzw. 4251/1 E - III/5 - 301/02

Unsere Beschwerde vom 14. April 2002, unser Schreiben vom 22. Mai 2002





Sehr geehrter Herr Justizminister,



erneut müssen wir zu o.g. Beschwerde wichtige Informationen an Sie einreichen, hier den weiteren abschlägigen Bescheid des Staatsanwaltes Riebeling. Erneut werden die Ermittlungen unter fadenscheinigen Begründungen abgelehnt. Die offensichtlichen Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz und gegen die Beauflagungen des Urteils des BVferG vom 15. Januar 2002, sowohl von Altinküpe begangen als auch von der Genehmigungsbehörde geduldet, werden scheinbar begünstigt durch diese Justizbehörde.



Eine jetzt angeblich mündlich oder im Nachhinein erteilte Genehmigung, um die Tiere ohne Betäubung zu schächten, ist ganz offenbar eine manipulierte Genehmigung.



Eindeutig sind die Regelungen, dass eine Ausnahmegenehmigung für das Schächten der Tiere ohne Betäubung erteilt werden kann durch die Genehmigungsbehörde. Diese Genehmigung muss nachweisbar vor dem Schächten der Tiere ohne Betäubung vorliegen. In diesem Fall wurde sie offenbar erst im Nachhinein bzw. auf Zuruf „erteilt“, richtiger manipuliert, in Folge der Beschwerde(n) aus der Bevölkerung. Dies ist offensichtliche Begünstigung von Tierquälereien und vorsätzlichen Verstößen gegen das gültige Gesetz.



Wir bitten Sie, auch diesen skandalösen Bescheid der Limburger Justizbehörden bei dieser Beschwerde zu berücksichtigen. Wir haben selbstverständlich auch gegen diesen abschlägigen Bescheid Widerspruch eingelegt. 



Unsere Anzeige vom 21. April 2002, auf die sich auch dieser ablehnende Bescheid bezieht, liegt Ihnen bereits vor bzw. wurde von Ihnen bereits entsprechend weitergeleitet.



Der Eingang unseres ersten Widerspruchs vom 21. April2 002 gegen die Einstellung der Ermittlungen gegen den Schächter Altinküpe wurde bis heute uns gegenüber nicht bestätigt.



Mit freundlichen Grüßen

und im Auftrag aller Schutzbedürftigen









Anlage

Bescheid der Staatsanwaltschaft Limburg vom 30.5.2002, Az. 3 Js 8464/02

�Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 13. Juni 2002
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ARD

FAKT-Redaktion

Arnulfstraße 42



80335 München













Ihre Sendung vom 10. Juni 2002

Bestandsaufnahme: Kampfhunde





Guten Tag, Damen und Herren der FAKT-Redaktion,



erst einmal danke dafür, dass Sie diese von den Medien in der Regel entweder verhetzte oder totgeschwiegene Tierqualproblematik aufgegriffen haben. Allerdings sind einige Punkte äußerst korrekturbedürftig und wenn die ARD und hier FAKT glaubwürdig wirken wollen, ergänzen Sie bitte diese Sendung.



Die Rassenlisten der angeblichen Kampfhunde sind freie Erfindungen eines ehemaligen Polizeibeamten, der offenbar damals - 1992 in Bayern - seine Daseinsberechtigung nachweisen wollte/musste.



2. Der Begriff Kampfhund wurde vorsätzlich missbraucht und durch regelrechtes Durchpeitschen gesetzlich legalisiert. Verantwortlich: MP Stoiber - Info anbei. Es gibt keine geborenen Kampfhunde, auch nicht aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit. Ein Hund ist immer das, was Menschen aus ihm machen. Die Hunde sind unschuldige Opfer, Täter sind ausschließlich Menschen!



3. Herr Poggendorf, HTV - Es ist gut, dass er endlich nach- und umgedacht hat. Anfangs unterstützte nämlich Herr Poggendorf diese ganze Hetze gegen die Hunde und vielen Tieren kostete dies ihr Leben. Mehr kann man dazu z.B. auch aus der Bullterrier-Gazette des Kynos-Verlags erfahren in der Veröffentlichung: „Hamburg Süderstraße - Lizenz zum Töten?“



4. ... Hundekontrolldienst. Und er hat Erfolg.“ - Hier werden Verbrechen an Wehrlosen positiv dargestellt - nicht mehr und nicht weniger!



Der Hundekontrolldienst, eine der unseligsten und leidvollsten Erfindungen verantwortungsloser Politiker hat vielen Menschen und noch mehr Tieren bis heute viel Angst, Leid, Qual und Tod beschert. Dieser Hundekontrolldienst hat nicht nur die aufgrund frei erfundener Rassenlisten willkürlich diskriminierten Hunde zwangsenteignet, sondern auch viele Hunde, die weder auffällig noch gefährlich waren, noch unter die frei erfundenen Rassenlisten fielen.



Der Hundekontrollienst hat die Hundebesitzer mit nicht mehr akzeptablen, fast als kriminell zu bezeichnenden, Methoden so unter Druck gesetzt, dass die in Angst und Panik versetzten Menschen glaubten, ihre Hunde aushändigen zu müssen. „Mit Richtmikro auf Suche“ macht wohl die Willkür dieses zweifelhaften Kontrolldienstes, richtiger Hundeenteignungsdienstes oder zutreffender „Hunde-Gestapo“, deutlich. Entsprechende wirklichkeitsnahe Veröffentlichungen erschienen auch in den Hamburger Zeitungen. 



Es ist schlimm, wofür sich die Menschen alles hergeben und freiwillig andere in großes Leid und in den Tod stürzen, um Vorteile für sich herauszuschlagen. - Es ist erschütternd, dass die ARD solche Verbrechen schönfärbt.



5. Mario Egler, Hundezüchter: In Tierschutzkreisen wird seine Hundestation als Endlager bezeichnet. Im Jahr 2000 z.B. wurden aus Berlin 12 Hunde in sein Lager verschleppt, 9 davon büßten dies mit ihrem Leben. Mario Egler erhielt nach unseren Informationen für jeden verschleppten und getöteten Hund 750,-- DM von den Politikern. Auch jetzt arbeitet wohl der Senat noch mit diesem Herrn zusammen, mit Sicherheit nicht zum Wohl der ihm ausgelieferten Hunde.
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6. Die Darstellungen der Beißvorfälle, z.B. ein 13-jähriges Mädchen besiegt einen Hund, indem sie ihm die Finger in die Augen steckt - sind recht zweifelhaft. Allerdings gibt es ein Buch eines Hundehassers mit einem Leitfaden, wie man sich gegen Hunde wehren soll, u.a. auch mit der Empfehlung, ihm mit den Fingern die Augen einzudrücken.



7. Warum wurde von den Eltern des kleinen André (RPF) keine Anzeige gegen den Hundehalter und die Hundeführererin erstattet? André könnte noch leben, denn auch hier ist der tödliche Beißvorfall auf das Fehlverhalten der Menschen zurückzuführen. Auch wenn das Kind die Hunde kannte, bleibt es unverantwortlich, ein Kind einen Rottweiler spazieren führen zu lassen. Gleichermaßen bleibt es unverantwortlich, wenn ein Erwachsener mit zwei Rottweilern geht (vgl. Sie dazu auch Gladbeck).



8. Thüringen hat keine eigenen aufgestellten Hunderassenlisten, weil sich diese Politiker vernünftigerweise von wirklichen Experten (Fleigs) haben beraten lassen und nicht von Erfindern der Rassenlisten, die daran eine goldene Nase verdienen. Thüringen fällt lediglich durch die Bundes-Hundeverordnung unter die Bedingungen der gelisteten Hunde.



9. Dass man aber nach allem Bisherigen die inzwischen mehr als zweifelhafte und verantwortungslose Politikerin Höhn als positives Beispiel in dieser Problematik darstellt, ist eigentlich der Gipfel an Falschdarstellung und Unverschämtheit. Wir hoffen alle sehr, dass das in der jetzigen Fassung geplante Hundegesetz von NRW keinesfalls Grundlage für ganz Deutschland sein wird. Dies käme einem erneuten Verbrechen gegen die gesamte Bevölkerung gleich. - Auch in der Anhörung zu dem Landes-Hunde-Gesetz-Entwurf am 19. April 2002 wurde deutlich, dass vor dem Verfassen dieses äußerst zweifelhaften Gesetzentwurfes nicht ein einziger wirklicher Experte konsulitiert wurde. Dem ebenfalls dort anwesenden Erfinder der Hunderassenlisten  und auch damaligem „Berater“ der IMK - die wirklichen Expertenstellungnahmen ignorierte man auch vor dem 8. November 2001 - wurden ein paar sehr deutliche Worte gesagt.



Seit Juli 2000 wird die deutsche Bevölkerung im Wechselspiel mit vielen deutschen Medien belogen und betrogen. Nach dem Beißvorfall in Hamburg mit tödlichem Ausgang für das Kind und die von einem kriminellen Tierschinder qualvoll missbrauchten Hunde brauchten die deutschen Politiker schnell Sündenböcke, um



ihre jahrzehntelangen Versäumnisse und das schlampige Arbeiten der Behörden zu vertuschen,

durch angeblich schnelles und konsequentes Handeln der Bevölkerung zu zeigen, dass man an ihrem Schutz interessiert ist.



Bis heute wird der Bevölkerung eine Scheinsicherheit vorgegaukelt, die weitere Menschen und Tiere das Leben gekostet haben und weiterhin kosten werden, denn man setzte bei den Opfern, nicht bei den Tätern an.



Die Rassenlisten und die in Folge dieser Listen enteigneten, zwangsinhaftierten und die vielen hingerichteten Hunde bieten keine Gewähr dafür, dass Menschen jetzt vor Hunden sicher sind. Das geht auch nicht, denn alle Beißvorfälle sind ausschließlich auf das menschliche Fehlverhalten - direkt und indirekt - zurückzuführen. Jürgen Arndt, Sachverständiger: Hunde sind unschuldig, sie können nur das zurückgeben, was Menschen ihnen beibrachten.



Da wirkliche Informationen und Aufklärung weiterhin fehlen, die meisten Menschen nichts oder zu wenig über das tatsächliche Wesen Hund wissen oder bereit sind, sich damit zu befassen, wird es nach wie vor Beißvorfälle - auch tödliche - geben. Verursacher sind ausschließlich Menschen, sowie bei Volkan und dem kleinen André auch.



Bereits vor über 10 Jahren, damals bereits wurde die willkürliche Hetze gegen ausländische Hunderassen betrieben, brachten die namhaften Experten Fleig den Politikern praktikable Lösungsmöglichkeiten nahe. Bis heute werden diese weder beachtet noch praktiziert.



Das einzige, was sich die deutschen „Volksvertreter“, ihre behördlichen Handlanger und die meisten Medien auf die Fahnen schreiben können ist, dass 



man es geschafft hat, die deutsche Bevölkerung in Hundehasser und Hundehalter zu spalten, was unzählige Tiere, aber auch Menschen ihre Gesundheit und ihr Leben gekostet hat. Hundehalter wurden ermordet oder es wurden Mordanschläge auf sie ausgeübt. Denken Sie bitte auch an die vielen grauenvoll gelynchten Hunde.

man der nicht nachdenkenden oder uninformierten Bevölkerung eine Scheinsicherheit vorgaukelt, die mit wirklicher Sicherheit absolut nichts zu tun hat.

man es geschafft hat, unzählige friedliche Familienhunde zu enteignen, zwangszuinhaftieren, z.B. Woody oder hinzurichten, z.B. Baxter oder Asya. In diesem Zusammenhang wollen wir auch das damals von Frau Höhn geplante Endlager a la „Harburg“ nicht vergessen oder z.B. das in Offenbach. 

sich noch nie so viele Menschen - zwangsläufig - mit Tierqual/Tierschutz befasst haben, wie seit Juli 2000, weil sie direkt betroffen waren und noch sind. 
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man Millionen zusätzliche und durch nichts zu rechtfertigende Kosten produziert hat, parallel die verantwortungsvollen, aber willkürlich stigmatisierten Hundehalter extrem und permanent abzockt, z.B. erhöhte Hundesteuer bis 800,00 EUR pro Jahr und weitere zusätzliche enorme Kosten, wenn sie ihren vierbeinigen Gefährten nicht im Stich lassen, aussetzen, ausliefern oder töten (lassen).



Frau Höhn, Frau Künast und generell die Grünen haben ihr Ansehen in der Bevölkerung vollständig verspielt, z.B. auch durch das „vorsorgliche“. Keulen tausender Schafe, durch die Befürwortung der Qualen der Pelztiere, durch die frei erfundenen Hunderassenlisten und dem Festhalten an diesem Irrsinn entgegen jeglicher Vernunft, Verantwortung und entgegen sämtlicher Expertenmeinungen. Aber auch durch das Befürworten und Durchsetzen der Qualen an den Schächttieren, denen man nun straffrei die Hälse durchschneiden kann, ohne jegliche Qualminderung.



Aber auch das Rot der SPD steht für nur noch für Tod. Von verantwortungsvollen Politikern ist in diesem Land kaum noch etwas übrig geblieben. 



Der Slogan in Kreisen der Menschen, die sich selbstlos auch für Hilfe, Schutz und Rettung der uns allen anvertrauten leidensfähigen Mitgeschöpfe einsetzen:



Schwarz - Gelb - Grün - Rot machen unsere Tiere tot!



Im Ausland haben sich die deutschen Politiker mehr als lächerlich gemacht mit ihrem - leider tödlichen - Rassissmus gegen die immer unschuldigen Hunde. Aber auch die deutschen Medien sind nicht einen Deut besser!



Dass man daran nichts ändern, eine der Wirklichkeit entsprechende Darstellung auch eben über die friedlichen Hunde der willkürlich verhetzten ausländischen Hunderassen - in GB die Nannydos, weil extrem friedlich, familienfreundlich und kinderlieb - gar nicht senden will, macht die ARD erneut deutlich. Auch FAKT und nicht nur durch diese unvollständige bzw. falschen Darstellungen, sondern auch die Auskunft, solche Wahrheiten über diese Tiere zu bringen, würde die Ausgewogenheit der Berichterstattung nicht garantieren. 



Es bleibt trotzdem Tatsache: Täter sind nicht die Tiere, Täter sind ausschließlich Menschen, sowohl den Tieren als auch Menschen gegenüber, auch wenn es weder den Medien noch den Politikern und anderen nicht passt. Nur die fast immer als schuldig dargestellten Tiere können dem nicht widersprechen, können sich gegen diese Ungerechtigkeit nicht wehren, sind den menschlichen Bestien hilflos ausgeliefert.



Die von Ihnen am 10.6.2002 gebrachte Sendung war keineswegs ausgewogen, sondern eindeutig tendenziös und zum Teil unverantwortlich!



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen









Anlagen�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 13. Juni 2002

Hauptstraße 87 a	

69483 Wald-Michelbach	









Martina und Jürgen Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach



4. Senat des Oberverwaltungsgerichts

für das Land Brandenburg

Logenstraße 6



15230 Frankfurt Oder











Termin 20. Juni 2002

Normenkontrollverfahren betreffend die Hundehalterverordnung des Landes Brandenburg

(4 D 9/99.NE, 4 D 72/00.NE, 4 D 79/00.NE, 4 D 86/00.NE, e D 89/00.NE)





Sehr geehrte Richterschaft,



vor dieser wichtigen Verhandlung wollen wir Ihnen noch Informationen zur Verfügung stellen, die Ihnen möglicherweise noch nicht bekannt sind. Das, was in Deutschland seit Juli 2000 praktiziert wird, hat die deutsche Bevölkerung in Hundehasser und Hundehalter gespalten. Es wurden Menschen vorsätzlich verletzt und gemordet und noch mehr Tiere wurden regelrecht hingerichtet bzw. gelyncht. Eine wirkliche Sicherheit wurde nicht geschaffen, sondern eine Scheinsicherheit wird suggeriert. Nach wie vor gibt es in Folge dessen Beißvorfälle, auch tödlich endende für Menschen und Tiere. Dies kann auch nicht anders sein, denn die deutschen Politiker haben bei den Opfern nicht bei den Tätern angesetzt.



Die Rassenlisten der angeblichen Kampfhunde sind freie Erfindungen eines ehemaligen Polizeibeamten, der offenbar damals - 1992 in Bayern - seine Daseinsberechtigung nachweisen wollte/musste.

Der Begriff Kampfhund wurde vorsätzlich missbraucht und durch regelrechtes Durchpeitschen gesetzlich legalisiert. Verantwortlich: MP Stoiber - Info anbei. Es gibt keine geborenen Kampfhunde, auch nicht aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit. Ein Hund ist immer das, was Menschen aus ihm machen. Die Hunde sind unschuldige Opfer, Täter sind ausschließlich Menschen!



Sie erhalten



die Resolution des Arbeiskreises Diensthundewesen - Hundeexperten von Polizei, Bundesgrenzschutz, Zoll und Bundeswehr - die ein Jahr unter Verschluss gehalten wurde - hier Wortlaut und Veröffentlichung.

die Stellungnahme der Expertin Frau Fleig vom 17.4.2002 anlässlich des Entwurfes des Landes-Hunde-Gesetzes von NRW zu dieser Problematik - Frau Fleig ist die einzige Expertin, die zum Zeitpunkt 2000 über eine 40-jährige praktische Erfahrung mit diesen Hunderassen verfügte. Alle ihre Stellungnahmen wurden entgegen jeglicher Vernunft und Verantwortung ignoriert.

die Stellungnahme der Expertin Frau Dr. Helga Eichelberg ebenfalls anlässlich o.g. Anhörung zum Gesetzentwurf, die sog. Kampfhundeproblematik betreffend. Beide Stellungnahmen beziehen sich selbstverständlich bundesweit auf die sog. Kampfhundeproblematik.

Schreiben der Expertin Frau Fleig an den Minister Püchel, dem damaligen Leiter der IMK (8.11.2001), die ebenfalls keine Berücksichtigung fand. Man ließ sich lieber von dem Erfinder der Hunderassenlisten beraten, obwohl dieser soviel „Sachverstand“ hatte, dass er sogar den Bandog mit listen wollte. Bandog ist die Bezeichnung für an Ketten gequälten Hunden aller Rassen und Mischungen in GB. - So viel zur „Qualifikation“ des Rassenlistenerfinders, dem leider die deutschen Politiker offenbar sehr wohlwollend gesonnen sind und parallel dazu jegliche Stellungnahmen wirklicher Experten ignorieren bzw. unterschlagen.	(...)�	2





die Pressemitteilung der Sprecherin der FDP-Bundestagsfraktion, Frau Kopp vom 29.8.2001.

den Auszug, durch wen und wie es zum Missbrauch des Begriffs „Kampfhund“ kam und wie dieser gesetzlich legalisiert wurde.



Uns liegt auch eine etwas umfangreichere Stellungnahme der Expertin Dr. Feddersen-Petersen vor und eine weitere Stellungnahme der Polizeischule für Diensthundewesen, Herrn Maciewski, anlässlich der Anhörung am 19. April 2002 in Düsseldorf. - Wenn wir Ihnen diese zukommen lassen sollen, geben Sie bitte kurz Bescheid.



Wir hoffen sehr, nach all dem nie wieder gut zu machenden Schaden, den deutsche Politiker, schlampig arbeitende Behörden, Kriminelle und Tierschinder, aber auch verantwortungslose Menschen zu verantworten haben, dass endlich dieser Irrsinn, die Diskriminierung verantwortungsvoller Hundehalter und der Rassismus gegen Hunde und die damit verbundene langsame und schnelle Ausrottung dieser beendet werden.



Es gibt keine gefährlich geborenen Kampfhunde, auch nicht aufgrund Rassezugehörigkeit. 



Hunde sind unschuldig, sie können nur das wiedergeben, was Menschen ihnen vorher beibrachten - Jürgen Arndt, Sachverständiger.



Bitte helfen Sie, diesen Irrsinn zu beenden, fällen Sie ein gerechtes, nicht ein rassistisches Urteil. Sämtliche Beißvorfälle haben ihre Ursache im Fehlverhalten von Menschen - direktes und indirektes Fehlverhalten. Opfer sind Menschen und Tiere gleichermaßen.



Um Beißvorfälle zu verhindern, gibt es andere wirksame und praktikable Möglichkeiten. Diese fanden aber bis heute bei den Politikern keinerlei Beachtung. Diskriminieren, Rassismus, endloses Abzocken der verantwortungsvollen Hundehalter (z.B. Hundesteuer bis 800,00 EUR pro Jahr zusätzlich zu allen anderen neuen und immensen Kosten seit Juli 2000) , langsame und schnelle Ausrottung, Töten von Lebewesen ist der falsche Weg.



Wir bitten bei Ihrer Entscheidungsfindung um Beachtung solcher wichtiger und den Menschen helfender Informationen.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen







Anlagen w.o.a.�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 11. Juni 2002

Hauptstraße 87 a

69483 Wald-Michelbach	Kopie an:

	Bundesverband zum Schutz vor Rechtsmissbrauch

	Gesellschaft für Haustierforschung/Kynos-Verlag

	



Per Telefax an 030/227-76 657 



Frau Heidemarie Lüth

Vorsitzende des Petitionsausschusses des

„Es ist nicht zu verstehen, warum die Hunde Menschen so lieben, da der Mensch, der grösste Schuft ist, dem Hund gegenüber.“	Goethe

Deutschen Bundestages

Platz der Republik 1



11011 Berlin







Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001



Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,



ebenfalls ergänzend und um die Problematik zu verdeutlichen erhalten Sie folgende Informationen:



Schreiben an die Hamburger Politiker mit Aufzeigen von Lösungsansätzen. Endlich beginnt man in Hamburg umzudenken, wenigstens einige. Wir hoffen sehr, dass sich in Hamburg wenigstens endlich Vernunft und Verantwortung sowohl Menschen als auch den Tieren gegenüber durchsetzen können. 

Ein erneutes Beispiel zur Erhöhung der Steuer für die willkürlich diskriminierten Hunde aufgrund frei erfundener Rassenlisten - hier 800,00 EUR pro Jahr. 

Ein E-Mail an Paul Spiegel, Vorsitzender des ZR des Juden, mit deutlich aufgezeigten Parallelen.

Eine Veröffentlichung des Kölner Stadtanzeigers von Jutta Vossieg, ebenfalls mit sehr deutlichen Parallelen.

Bescheid des Tierheims Neustadt. Die Politiker Bad Dürkheims wollten die willkürlich rassendiskriminierten Hunde aus Kostengründen töten lassen. Offensichtlich will man jetzt das Tierhim in die Situation drängen, damit diese selbst „Henker“ der dort einsitzenden Tiere werden.

Nachreichen möchten wir Ihnen den „Persilschein“ zum „Entsorgen“ der willkürlich rassendiskriminierten Hunde.

Situation  für die willkürlich diskriminierten Hunde in Sachsen -Anhalt

Auszug aus einer E-Mail des Tierheims Olpe, hier nur die Hundeproblematik betreffend.



Bei den Lösungsansätzen an die Hamburger Politiker sind zwei Punkte besonders zu beachten: Versicherungspflicht für Hunde statt die durch nichts zu rechtfertigende und inzwischen vielfach extrem erhöhte Hundesteuer. Es kann nicht sein, dass die Politiker permanent in die Geldbörsen der Bevölkerung langen, um die Stadt- und Gemeindekassen aufzubessern, während parallel dazu die Bezüge und Einnahmen der Politiker steigen, die Bevölkerung aber in ziemlich allen Bereichen mit wachsender Intensität finanziell ausgequetscht wird. - Im Übrigen sind täglich in allen Orten ganze Kolonnen unterwegs, nicht um den Dreck der Hunde zu beseitigen, sondern den Dreck und Müll der Menschen. Die Hundehalter kann man verpflichten, auf Straßen, Wegen, Plätzen die Hinterlassenschaften der Tiere zu beseitigen oder dies mit einem Ordnungsstrafgeld belegen. Die angeblich dafür erhöhte Steuer ist keine Lösung, sondern dient ausschließlich dem Füllen der Kassen.



Informationen und tatsächliche Aufklärung über das Verhalten von Hunden und im Zusammenleben mit Menschen, konkret auch auf das Verhalten Kinder mit Hunden, findet bis zum heutigen Tage nicht statt. Information und Aufklärung, dies ist ein Vorschlag, den die Expertin Fleig und ihr Mann bereits vor über 10 Jahren mit Lösungsvorschlägen, wie dies in der Praxis umgesetzt werden kann, den Politikern nahebrachte, der leider aber bis heute unbeachtet blieb. Dabei ist dies einer der grundlegendsten und wichtigsten Lösungsansätze im Zusammenleben zwischen Menschen und Tier und der praktikablen Verhütung von Gefahren in Folge des menschlichen Fehlverhaltens.



Wir bitten auch um Beachtung dieser wichtigen  Informationen und der die seit Juli 2000 in Deutschland traurige Wirklichkeit widerspiegelnden Parallelen zur menschengemachten sog. Kampfhundeproblematik. Wir hoffen sehr, dass dieser Alptraum für Menschen und Tiere in Deutschland sowie das langsame und das schnelle Ausrotten der immer unschuldigen Hunde endlich beendet wird. Auch bei den deutschen Politikern von Bund und Ländern muss endlich Vernunft und wirkliche Verantwortung einkehren und der seit Juli 2000 wieder in Deutschland praktizierte Rassismus muss unwiderruflich der Vergangenheit angehören.



Nicht die Tiere sind die Täter, sondern ausschließlich Menschen stehen in der Verantwortung sowohl gegenüber Menschen als auch Tieren gleichermaßen.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen	Anlagen w.o.a.�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 16. Juni 2002

Hauptstraße 87 a

69483 Wald-Michelbach	Kopie an:

	Bundesverband zum Schutz vor Rechtsmissbrauch

	Gesellschaft für Haustierforschung/Kynos-Verlag

	





Martina und Jürgen Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach

Per Telefax an 030/227-76 657 



Frau Heidemarie Lüth

Vorsitzende des Petitionsausschusses des

Deutschen Bundestages

„Ethik gegenüber dem Menschen

und Roheit gegenüber den Tieren

sind zwei Verhaltensweisen,

die sich nicht vereinbaren lassen,

denn Grausamkeit gegen Tiere

geht nahtlos in Grausamkeit 

gegen Menschen über.“	Robert Jungk

Platz der Republik 1



11011 Berlin















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001

Hier: Todestests





Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,



mit Schreiben vom 28. Mai 2002 erhielten Sie ergänzend zu den bereits eingereichten Unterlagen unserer Petition den Strafbefehl des Amtsgerichts Ulm gegen Frau Seiler. Dass dieser Strafbefehl ungerechtfertigt und eine Folgen der Lügen derer ist, gegenüber denen sich Frau Seiler sehr deutlich und wahr geäußert hat, wird auch aus den jetzt beigefügten Unterlagen deutlich. Auch Frau Seiler ist Opfer der Politiker- und Behördenwillkür in Folge der sehr krassen Fehlentscheidungen der deutschen Politiker, an denen man offensichtlich nach wie vor festhalten, diese nicht korrigieren will, entgegen jeglicher Vernunft und Verantwortung:



Sie erhalten:



Schreiben von Frau Seiler an den Kriminaldirektor, Ulm

Schreiben von Frau Seiler an das Innenministerium BW, Herrn Thomas Schäuble, der leider ebenfalls ein Verfechter des Rassismus gegen Hunde zu sein scheint.

Schreiben von Frau Seiler an den Oberbürgermeister Gönner, Ulm

Schilderung, wie in Ulm die sog. Wesenstests - zutreffender ist wohl Todestest - praktiziert werden.

Schilderung des Hundebesitzers Antonio, Ulm, zum Ablauf des sog. Wesenstests

Zwei Schreiben des Rechtsanwaltes Zimmermann an die Stadt Ulm gegen die Tötungsanordnungen der bei den Wesens- bzw. Todestests durchgefallenen Hunde (vom 3.4.2002 und 5.6.2002)

Aussage des Herrn Sacma an Frau Seiler zur Tötung seines Hundes nach dem Durchfall beim Todestest 

Schilderung zum Einfangen eines offenbar ausgesetzten Hundes - Das Verhalten des Polizisten ist wahrhaftig kein Einzelfall, gar zu gerne greifen die Polizisten in Deutschland inzwischen zur Waffe, wenn sie diese auf Hunde richten können, auch in Hessen und verstärkt seit Juli 2000.

Schilderung des jetzigen Lebens einer Hundehalterin.



Frau Lüth, Herr Dierig, die Schilderungen der Todestests sind keine Einzelfälle. Wir können sehr viel mehr belegen auch aus den Jahren 2000 und 2001, auch aus anderen Orten. Auch die Schilderung der Hundehalterin, die eigentlich kein Leben mehr hat, um das Leben ihres und anderer Hunde zu retten, ist kein Einzelfall.
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Auch wenn sich die beigefügten Anlagen auf Ulm beziehen, so wird nicht nur in Ulm mit Hunden und Hundebesitzern umgegangen, diese sind auch in anderen Bundesländern mehr oder weniger ausgeliefert, wie z.B. der Fall Baxter, Asya, Woody, die Hunde-Endlager Harburg, Offenbach, Brandenburg, Tierheim Mönchengladbach und viele andere bestätigen.



Dies alles sind die praktischen Folgen der politischen Fehlentscheidungen seit Juli 2000. Opfer sind ausschließlich die immer unschuldigen Hunde, die diesen Irrsinn der deutschen Volksvertreter mit furchtbarer Angst, Qual, mit ihrer Freiheit und vielfach mit ihrem Leben bezahlen mussten und müssen. Opfer sind aber auch die Menschen, die verantwortungsvoll mit ihren Tieren umgehen bzw. die den immer unschuldigen Tieren helfen wollen.



Nochmals: 



Es gibt keine geborenen Kampfhunde. Dies betrifft alle Hunderassen.

Kampfhunde werden erst durch tierschindende Menschen dazu gemacht. Diese tun dies unbehelligt weiter.

Ein Hund kann immer nur das tun, was Menschen ihm vorher beibrachten.

Sämtliche Beißvorfälle haben ihre Ursachen im Fehlverhalten der Menschen - indirekt und direkt. Hunde reagieren lediglich darauf.

Durch die Verordnungen, Gesetze und alle bisherigen Maßnahmen seit Juli 2000 gibt es keine wirkliche Sicherheit, nur Scheinsicherheit, weil man bei den Opfern ansetzte, nicht bei den Tätern (s.o.).



Das, was die deutschen Politiker praktizieren lassen und gesetzlich legalisierten, ist nie wieder gut zu machen, sind Verbrechen an Wehrlosen. Sämtliche Maßnahmen dienen einzig und allein dazu, die jahrelangen Versäumnisse der Politiker zu vertuschen, ebenso die Schlampereien der Behörden, aber auch um die Kassen zu füllen (Abzockerei durch vielfach erhöhte Steuer, Kosten für Haltergenehmigungen, Wesenstests und ... und ... und) und um der Bevölkerung eine „Sicherheit“ vorzugaukeln, die mit wirklicher Sicherheit absolut nichts zu tun hat.



Wann endlich werden die Politiker, die auf Bundes-, Länder- und Kommunalebenen dafür verantwortlich zeichnen, ihre Fehlentscheidungen korrigieren und die Verbrechen an unschuldigen Hunden und verantwortungsvollen Hundehaltern beenden? Rassismus und vorsätzliche Vernichtung von Lebewesen sind immer der falsche Weg, sind nie die Lösung irgendeines Problems.



Mit hoffnungsvollen Grüßen

im Auftrag aller Schutzbedürftigen









Anlagen w.o. a.

�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 11. Juni 2002

Hauptstraße 87 a

69483 Wald-Michelbach
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Persönlich

Frau Landrätin Sabine Röhl

Kreisverwaltung Bad Dürkheim

Philipp-Fauth-Straße 11



67098 Bad Dürkheim









Langsame und schnelle Ausrottung willkürlich diskriminierter Hunde in Deutschland

Hier: Stadt Bad Dürkheim / Tierheim Neustadt





Guten Tag, Frau Landrätin,



sicher ist Ihnen die sog. Kamfphundeproblematik in Deutschland bekannt. Seit Juli 2000 werden Hunde, die aufgrund frei erfundener Rassenlisten willkürlich als Kampfhunde diskriminiert wurden - auch in Folge des vorsätzlich missbrauchten Begriffs „Kampfhund“ (verdanken wir MP Stoiber) verfolgt, enteignet, zwangsinhaftiert und vernichtet. Schnelle und langsame Ausrottung wird praktiziert.



Auslöser dafür war der Tod des kleinen Volkan in Hamburg. Dieser wurde aber von Menschen umgebracht, und zwar von Kriminellen/Tierschindern, von schlampig arbeitenden Behörden und von verantwortungslosen Politikern. Um deren jahrzehntelangen Versäumnisse zu vertuschen, schnelles angebliches Abstellen der Ursachen dieser Gefahr zu demonstrieren, lehnte man sich an die bereits bestehenden, frei erfundenen Rassenlisten in Bayern an, stockte diese noch auf und übernahm den bereits durch MP Stoiber vorsätzlich missbrauchten Begriff Kampfhund. Im Zusammenspiel Medien - Politiker wurde eine beispiellose und bis heute anhaltende Hetze gegen diese unschuldigen Hunde, gegen verantwortungsvolle Halter dieser Hunderassen - in GB sind dies die Nannydogs - und eine unverantwortliche Hysterie in der Bevölkerung geschürt. Diese wurde belogen und betrogen, ihr wurde eine Scheinsicherheit suggeriert, sie wurde in Hundehalter und Hundehasser gespalten. Viel Leid wurde über Erwachsene und Kinder, noch mehr über die unschuldigen Hunde gebracht. Unzählige Hunde bezahlten diesen Irrsinn, diesen Rassismus mit unvorstellbarer Qual - auch heute noch, viele auch mit ihrem Leben, immer äußerst qualvoll.



Anfang dieses Jahres wurde bekannt, dass die Politiker der Stadt Bad Dürkheim eine gesetzliche Möglichkeit fordern, damit sie von den Kosten für die in Folge des politischen Fehlverhaltens unfreiwillig in ihren Gefängnissen einsitzenden rassendiskriminierten Hunde befreit werden. Man scheut sich auch nicht, die Tötung dieser - ausschließlich durch menschliches Fehlverhalten in Not geratenen - Tiere zu fordern. Einstimmig beschloss man diesen Punkt der Verwaltungsvorlage des Städte- und Gemeindebundes von RPF.



Als dies bekannt wurde, erhielten diese Politiker und Ministerpräsident Beck unzählige Proteste, Proteste von verantwortungsvollen und helfenden Menschen, die sich dem Rassenwahn der deutschen Politiker nicht unterworfen und ein selbständiges Denken bewahrt haben.



Ihnen, Frau Stadträtin, wurde nach den uns zugegangenen Informationen diese Problematik bekannt gemacht.



Uns wurde inzwischen bekannt, dass die Politiker der Stadt Bad Dürkheim zwar bis jetzt die Tötung der aufgrund frei erfundener Rassenlisten zwangsinhaftierten Hunde nicht durchsetzen konnten. Aber sie weigern sich seitdem, die vereinbarten 10,23 EUR pro Hund und Tag an das Tierheim Neustadt zu zahlen. Als ob die Tierheime/Tierschützer seit vielen Jahren nicht genug Last zu tragen haben, um den Tieren, die ausschließlich durch das menschliche Fehlverhalten in Not kommen, ihre Qual, ihr Leid zu lindern, ihnen zu helfen und vielfach auch eine neue Chance durch Vermittlung in verantwortungsvolle Hände zu schaffen.



Ganz offensichtlich wissen unsere Damen und Herren Volksvertreter nicht, dass aufrichtiger Tierschutz - vielfach unbezahlte - Schwerstarbeit ist, die sehr viel Selbstaufopferung jedes Helfenden erfordert, um den uns allen anvertrauten und damit leider auch hilflos ausgelieferten Tieren - hier den Hunden - zu helfen.
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Ganz offensichtlich scheint es die Taktik der Bad Dürkheimer Politiker zu sein, durch diesen Bruch der Vereinbarung und des Vorenthaltens der Zahlung der Beträge, um die Tiere versorgen zu können, die Tierschützer in eine Lage zu bringen, damit diese dann aus Überfüllungs- und Kostengründen selbst die Tiere töten lassen (sollen).



Nach unseren Informationen schuldet die Stadt Bad Dürkheim dem Tierheim Neustadt inzwischen ca. 3.700,00 EUR.



Frau Stadträtin, es ist erschütternd, die Einstellung und das Vorgehen gegen Unschuldigste, welches deutsche Politiker praktizieren und hier aus Kostengründen.



Wir machen darauf aufmerksam, dass die deutschen Politiker Jahr für Jahr Milliarden unserer Steuergelder verschwenden. Der Präsident des Bundes der Steuerzahler, aber auch der Bundesrechnungshof machten vielfach darauf aufmerksam und benannten Beispiele.



Wir möchten auch auf die ständig steigenden Bezüge/Einnahmen der Politiker in diesem Land verweisen und parallel dazu auf die permanent erhöhten Belastungen für die Bevölkerung, auch für verantwortungsvolle Hundehalter. Ein skurriles Beispiel ist die Hundesteuer und die bis um das 20-fache erhöhte sog. Kampfhundesteuer für die Hunde, die man pauschal aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit als gefährlich erklärt.



Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit als gefährlich zu erklären ist nichts anderes als die willkürliche Behauptung: Alle Politiker in diesem Land sind kriminell und korrupt. - Erkennen Sie die Parallele?



Frau Stadträtin, Politiker sein, heißt Verantwortung zu tragen, diese muss aber immer die Schwächsten unserer Zivilisationskette einschließen. Haben diese Schwächsten, die uns allen anvertrauten Tiere, nichts zu erwarten, haben weniger Schwache dies auch nicht. Im Umgang mit unseren leidensfähigen Mitgeschöpfen spiegelt sich immer auch der Umgang mit den Menschen wider.



Frau Stadträtin, was werden Sie unternehmen, damit



die Vereinbarung zwischen den Politikern der Stadt Bad Dürkheim und dem Tierheim Neustadt in Bezug auf die Versorgung der willkürlich rassendiskriminierten Hunde eingehalten wird, die noch ausstehenden Beträge - bis jetzt zu Lasten der helfenden Menschen in diesem Heim für Tiere und der Tiere selbst - endlich ausbezahlt werden und zukünftig die Zahlungen regelmäßig erfolgen?

dieses auf Rassismus basierende und ausschließlich von deutschen Politikern zu verantwortende Problem der unschuldigen diskriminierten Hunde gelöst wird? - Wir schlugen den Politikern bereits vor, Vermittlungschancen zu schaffen statt zu töten, das heißt Lebewesen unwiderruflich ihr Leben zu vernichten. Helfend würde wirken, für die Hunde aus Tierheimen - gleichgültig welcher Rasse sie angehörigen - bei Vermittlung in verantwortungsbewusste Hände mit nachfolgenden Kontrollen die Hundesteuer zu erlassen, solange diese noch nicht abgeschafft ist. (Besser wäre Versicherungspflicht für Hunde statt Steuer.) Die Kosten, um solch einem armen Wesen zu helfen, sind ohnehin immens für die Menschen. - Aber auch richtige - nicht irreführende! - Information und tatsächlich Aufklärung über das Verhalten und Wesen der Hunde sind wichtig, um ein Zusammenleben von Menschenund Tieren ohne Gefahr für diese zu fördern.



Bedenken Sie bitte: Auch die Tiere haben nur dieses eine Leben. Sie wollen leben, nicht mehr und nicht weniger. Dazu haben Sie das gleiche Recht, das auch Sie oder der Bürgermeister Lutz und seine politischen Gesinnungsgenossen, die sich für das Töten unschuldiger Lebewesen aussprechen, um den Geldbeutel besser füllen zu können, für sich beanspruchen.



Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde. Ein Hund ist immer das, was Menschen aus ihm machen. Täter sind ausschließlich Menschen, Opfer sind Menschen und Tiere gleichermaßen, die Tiere aber immer.



Um Ihnen dies zu verdeutlichen, erhalten Sie die Resolution des Arbeitskreises Diensthundewesen, das Schreiben der Polizeischule für Diensthundewesen, Herrn Macijewski, das Schreiben der Expertin, Frau Fleig zu der Problematik Hunde angeblich gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit. Weiterhin erhalten Sie die Presseerklärung von Frau Kopp, Sprecherin der FDP im Bundestag. Auch in RPF sind die FDP-Politiker in der Mitverantwortung für dieses Hunderassengesetz und den vorsätzlich absehbaren produzierten Kosten der Folgen dieses Rassismus gegen Hunde.



Wir erwarten Ihre konkrete Antwort, hoffen, dass diese positiv ausfällt, und geben diese selbstverständlich weiter.



Wir möchten Ihnen auch mitteilen, dass wir das Vorhaben der Politiker Bad Dürkheims - Töten der willkürlich rassendiskriminierten Hunde aus Kostengründen - sowie das Vorenthalten der Unterstützungszahlungen an das Tierheim Neustadt auch dem Petitionsausschuss des Bundestages bekannt gemacht haben. Wir haben dort eine Petition laufen, die von vielen Stellungnahmen und Informationen aus dem gesamten Bundesgebiet unterlegt wurde.



Mit freundlichen Grüßen

und immer für alle Schutzbedürftigen	Anlagen w.o.a.�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 13 Juni 2002

Hauptstraße 87 a	Telefon 06207/920426 

69483 Wald-Michelbach	Telefax 06207/920427
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SAT 1

Satelliten Fernsehen GmbH

„Es ist nicht zu verstehen, warum die Hunde Menschen so lieben, da der Mensch, der grösste Schuft ist, dem Hund gegenüber.“		Goethe

Otto-Schott-Straße 13



55127 Mainz













Ihre Ausstrahlung am 4. Juni 2002, 8.27 Uhr 

Internetwerbung mit Anstiftung zu grausamer Tierquälerei





Guten Tag, Damen und Herren von SAT 1,



am 4. Juni 2002 wurde von SAT 1 gezeigt, wie ein Mann einen kleinen Hund grausam quält. Der Hund wurde zum Hochspringen animiert und im Sprung mit einem Fussball-Kick im hohen Bogen weggeschossen.



Das ist grausame Tierquälerei, das kommt der Aufforderung zur Tierquälerei gleich, dass kann man einem Aufruf zur Misshandlung hilflos ausgelieferter Lebewesen gleichsetzen, das ist Verherrlichung von Gewalt an Wehrlosen - nicht mehr und nicht weniger!



Damen und Herren dieses tierqualbefürwortenden und offensichtlich gewaltbereiten Senders, wir alle brauchen uns nicht zu wundern oder zu entsetzen über die grauenvollen Geschehnisse am 11. September 2001 oder im April 2002 in Erfurt.



In enormen Maße sind nämlich auch die Medien für solche Greueltaten mitverantwortlich, z.B. durch das Senden solcher Misshandlungen Wehrloser, dabei ist es gleichgültig, ob es sich um ein Tier handelt oder um einen Menschen. Es läuft immer nach dem gleichen Schema ab: Macht demonstrieren und Richten über Leben und Tod anderer! Ursache ist das Einteilen in wertes und unwertes Leben.



Sowohl Menschen als auch Tiere sind Opfer. Menschen können in einigen Fällen die Gefahr für sich einschätzen, Tiere aber nie. 



Tiere wären übrigens zu solch einer Hinterhältigkeit, durch die sich ausschließlich Menschen auszeichnen, nie fähig und willens. Offenbar ist aber gerade diese Hinterhältigkeit das, was die Menschen so vorrangig schützenswert macht. 



Damen und Herren von SAT 1, es ist erschütternd, dass Sie bereit sind, sich mit solchen Ausstrahlungen zum Handlangern und Befürworten grausamer Verbrechen an Wehrlosen darzustellen. Sie sind vielleicht ein akzeptabler Fernsehsender für gewaltbereite Menschen, für uns und viele andere sind Sie kein akzeptabler Sender mehr.



Solange Menschen nicht denken, dass Tiere fühlen, werden Tiere fühlen, dass Menschen nicht denken.



Wann endlich beginnt auch bei Ihnen das Nachdenken, Umdenken und Umhandeln hin zu Lebensachtung und Verantwortung? Tierschutz ist Erziehung zur Menschlichkeit, denn die uns allen anvertrauten und damit leider auch hilflos ausgelieferten Tiere sind die Schwächsten unserer Zivilisationskette. Haben diese Schwächsten nichts von Menschen zu erwarten, haben weniger Schwache dies auch nicht.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen







�Briefkette Hilfe für die Tiere

Martina und Jürgen Gerlach



Hauptstraße 87 a 69483 Wald-Michelbach

Telefon 06207/920426 + 28, Fax 06207/920427





 „Tu den Mund auf für die Stummen und führe die Sache derer, die verlassen sind.“

	Franz von Assisi



Herrn José Maria Aznar

EU-Ratspräsident

Rue de la Loi 175



B-1048 Brüssel		14. Juni 2002













Guten Tag, Herr  Präsident,



immer wieder werden grauenvolle Verbrechen an Tieren in Ihrem Land bekannt. Konkret wollen wir die Verbrechen an den Galgos und den Jagdhunden ansprechen. Jahr für Jahr werden tausende dieser bedauernswerten Geschöpfe in Spanien grausam gemordet - leider straffrei. Die nach Spanien importieren Greyhounds, dort Galgos genannt, oder die Jagdhunde - alles junge, aber gnadenlos ausgebeutete Tiere - werden, wenn sie in Folge ihrer gnadenlosen Ausbeutung nicht mehr genügend Jagdeinsatz für die Jäger bringen können oder nicht mehr genug Profit bei Rennen für ihre Besitzer „erwirtschaften“ können, grausam gemordet.



Die ein- max. zweijährigen Hunde werden an Bäumen erhängt oder so aufgehangen, dass die Beine kaum auf den Boden kommen. Die Tiere sterben langsam und äußerst qualvoll, erhängen sich praktisch, wenn sie sich nicht mehr halten können selbst. Die Hunde, die „gute“ Leistungen für ihre Ausbeuter vollbracht haben, werden höher gehängt, die „schlechteren“ Tiere werden von ihren tierschindenden Besitzern knapp über den Boden aufgehängt, wo sie einen verzweifelten Todeskampf erleiden.



Aber auch die Hunde steinigen, ertränken, in trockene Brunnen werfen und anzünden oder irgendwo an versteckten Stellen anbinden und langsam verhungern lassen ist die Regel für diese armen Wesen.



Es handelt sich keineswegs um Ausnahmen bzw. Einzelfälle. So ist die tägliche Praxis der spanischen Tierschinder mit den Hunden. Es soll sich jährlich um ca. 10.000 Hunde handeln, die auf so qualvolle Weise vorsätzlich um ihr Leben gebracht werden.



Herr Präsident, Sie und damit Spanien hat zur Zeit den Vorsitz in der EU, repräsentieren also die Europäische Union. Gleichzeitig repräsentieren Sie als Vertreter Spaniens solche grauenvollen Verbrechen an Wehrlosen durch Ihre barbarischen Landsleute. Dies ist einer Europäischen Gemeinschaft nicht würdig!



Der spanischen Regierung sind auch diese Verbrechen an den Tieren mehrfach bekannt gemacht worden, die betreffenden Kommunalpolitiker, die auch für diese Verbrechen verantwortlich zeichnen, wurden ebenfalls mit Protesten gegen solche Barbarei überhäuft und solche Orte von Touristen deshalb gemieden.



Auch der EU-Kommission wurden diese Verbrechen an den Hunden in Spanien bereits bekannt gemacht, und zwar in Bezug auf die Galgos und in Irland die Greyhounds. Man ist entsetzt über diese Verbrechen in einem Partnerland der EU.



Herr Präsident, nach dem Wissen von solchen grauenhaften, täglichen, aber ungestraften Verbrechen an den uns allen anvertrauten und damit leider auch hilflos ausgelieferten Tieren in einem unserer Partnerländer, muss man das Vertrauen in solche Partner verlieren. Solche Barbaren will der große Teil der - nicht tierschindenden - Bevölkerung der EU-Länder nicht als Partner.	(...)�	2





Wenn die spanischen Politiker nicht vollends an Glaubwürdigkeit verlieren wollen, dann bitte setzen Sie sich mit allen Ihren Möglichkeiten ein, damit in Spanien endlich ein nationales Tierschutzgesetz, das diese Bezeichnung auch verdient, durchgesetzt und praktiziert wird. Dann bitte tun Sie alles, damit solche grauenvollen Verbrechen an leidensfähigen Lebewesen - sie spüren nicht weniger Angst, Qual, Schmerz und Panik als Sie selbst - endlich der Vergangenheit angehören und unter Höchststrafen gestellt werden.



Menschen, die so grausam mit den Schwächsten unserer Zivilisationskette umgehen, gehen auch mit weniger Schwachen nicht besser um. Im Umgang mit den Tieren spiegelt sich immer auch der Umgang mit den Menschen wider.



Herr Präsident, wir schämen uns, dass solche Tierqualländer wie Spanien unsere Partner sind!



Bitte setzen Sie endlich einen wirksamen Schutz auch für die Tiere in Spanien durch. 



Tierschutz ist Erziehung zur Menschlichkeit!



Wir sprechen im Namen sehr vieler verantwortungsvoller Menschen in Deutschland, der Schweiz, in Spanien, Italien, Japan, Österreich, Großbritannien, Frankreich.



Dieses Schreiben geht an Tierschutzorganisationen national und international, aber auch an die EU-Kommission, die ja bereits über diese Greueltaten in Spanien gut informiert ist und auch tätig werden will.



Wir erwarten Ihre Antwort, die wir auch weitergeben werden.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











Anlagen

Bildkopien erhangener Hunde in Spanien

�Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 14. Juni 2002

Hauptstraße 87 a	Telefon 06207/920426 

69483 Wald-Michelbach	Telefax 06207/920427
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Europäische Kommission

Herrn Paul Remits

Generaldirektion Gesundheit

und Verbraucherschutz

Rue de la Loi 200



B-1049 Brüssel













Unsere Petition vom 22.9.2001 - Greyhounds, Az SG (01) A/ 10.669

GNH/kh D(2001) 3100

Ihr Schreiben vom 18.01.2002 - Kontrollen in Spanien Galgos/Windhunde betreffend





Sehr geehrter Herr Remits,



Ihnen ist die Tierqualproblematik der Hunde in Spanien - Galgos als Renn- und Jagdhunde - bereits bekannt gemacht worden. Wir reichten zu dem äußerst qualvollen Missbrauch der Greyhounds in Irland und der Galgos in Spanien eine Petition ein.



In der EU-Kommission war man entsetzt über diese Verbrechen an den Tieren. Es handelt sich dabei weder in Irland noch in Spanien um Einzelfälle, sondern es ist die tägliche äußerst qualvolle und lebensvernichtende Praxis an vielen tausend Tieren jährlich. 



Sie erhalten unser Schreiben an den jetzigen EU-Ratspräsident, denn Spanien hat zur Zeit nach unseren Informationen den Vorsitz inne.



Es ist eine Schande, dass Vertreter von Ländern, in denen solche Barbarei ungestraft möglich ist, die EU repräsentieren. Dies ist das schlechteste Aushängeschild, das sich die EU leisten konnte.



Wir hoffen sehr, dass endlich alles unternommen wird, damit wenigstens diese grauenvolle Tierqualproblematik unwiderruflich der Vergangenheit angehört. Die Tiere haben auch nur ein Leben und sie wollen leben - nicht mehr und nicht weniger. Dazu haben sie das gleiche Recht, wie jeder EU-Politiker oder jeder Spanier oder jeder andere Mensch dies auch für sich beansprucht. 



Sie erhalten dieses Schreiben mit Schreiben an Herrn Aznar als Fax, da Ihnen die Problematik bereits bekannt ist, auch durch Bildkopien. Herrn Aznar senden wir dieses Schreiben mit aussagekräftigen Bildkopien per Post.



Wir bitten Sie, alle Ihre Möglichkeiten zu nutzen, um hier helfend zu wirken.



Im Auftrag aller Schutzbedürftigen







Anlagen: Schreiben an den EU-Ratspräsidenten Herrn Aznar, E-Mail mit Schilderung�Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 16. Juni 2002

Hauptstraße 87 a	

69483 Wald-Michelbach
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Herrn

Adolf Herzinger

„Es ist nicht zu verstehen, warum die Hunde Menschen so lieben, da der Mensch, der grösste Schuft ist, dem Hund gegenüber.“	Goethe

Josef-Knettelstraße 78

55543 Bad Kreuznach











Herr Herzinger,



ihre Drohung an verantwortungsvolle Menschen, hier Hundehalter, liegt u.a. auch mir vor. Sie scheinen ja Ihrem Namen alle Ehre machen zu wollen. 



Das Niveau, das Sie in Ihrer Drohung gegen Hunde und Hundehalter offenbaren, lässt darauf schließen, dass Sie zu den Menschen gehören, die ihr falsches Denken und Handeln nicht in Frage stellen. Wenn sie Opfer ihres eigenen Fehlverhaltens werden, schieben Sie die Schuld immer anderen zu - hier den Hunden. Aber gerade die Tiere sind immer unschuldig. Das kann man nur von sehr wenigen Menschen sagen. Von Ihnen mit Sicherheit nicht. Für Menschen wie Sie muss man sich schämen, denn solche Gesinnungen sind es, die aus dieser Welt ein grauenvolles Schlachtfeld machen.



Sämtliche Beißvorfälle zwischen Menschen und Hunden sind ausschließlich auf das Fehlverhalten der Menschen zurückzuführen - direkt und indirekt. Auch der Beißvorfall mit Ihrer Frau, den Sie nun allen Hunden und Hundehaltern anlasten wollen und als Alibi für Ihre Morddrohungen gegenüber Hunden und Hundehaltern herschieben. - Ausschließlich Menschen machen die Fehler, Tiere reagieren darauf nur. Aber so weit wird Ihr Denken wohl nicht reichen.



Was ein Kampfhund wirklich ist, auch dafür reicht offensichtlich Ihr Denken nicht. Es gibt keine geborenen Kampfhunde, auch nicht aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit. Ein Kampfhund ist ein von Bestien in Menschengestalt qualvoll zum Kampf trainierter Hund. Die Qual dieser hilflos den menschlichen Bestien ausgelieferten Tiere beginnt bereits im Welpenalter, und zwar in den ersten drei bzw. vier Lebenswochen werden die Tiere grausam geschunden von ihren menschlichen Peinigern, damit sie irgendwann gefährlich sind. - Die Tiere sind ausschließlich Opfer!



Herr Herzinger, Menschen mit Ihrer Gesinnung sind es, die verantwortlich sind für das Leid, die Qual und die Vernichtung weltweit. Einzig und allein von Menschen geht Gefahr und Gewalt aus, nicht von den Tieren. Menschen wie Sie sind verantwortlich für Verbrechen wie vor über 50 Jahren, wie am 11. September 2001, wie im April 2002 in Erfurt und vielen anderen ähnlichen Geschehnissen. Es läuft immer nach dem gleichen Schema ab: Macht demonstrieren, Richten über Leben und Tod anderer, Freude an der Angst, der Qual und dem Tod anderer. Grundlage dieses Denkens und Handelns ist das Einteilen in wertes und unwertes Leben.



Ihnen, Herr Herzinger, würde ich nicht einmal einen Menschen anvertrauen. Mit Ihrer Einstellung muss man befürchten, dass daraus ein Mörder würde. Diese üben sich zumeist erst an den Tieren, später an den Menschen.



Nicht nur in meinen Augen sind Sie eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit! Überlegungen, Sie unwiderruflich aus dem Verkehr ziehen zu lassen, wären offensichtlich mehr als begründet!



Für die immer unschuldigen Tiere, die mehr Anstand haben als viele Menschen

�Anmerkung zum Brief an Herrn Herzog.



Ich hoffe, seine handschriftlichen Äußerungen neben der leider sehr schwer lesbaren Zeitungsveröffentlichung sind lesbar für Sie gewesen. Er lebt seinen Hudnehass aus, weil angeblich seine Frau irgendwann von einem Hund gebissen wurde und angeblich drei Wochen im Krankenhaus lag. Er bedroht sowohl Hunde als auch Hundehalter. Man kann bei solchen Dreckskerlen gar nicht genug dagegenhalten.



Ich habe Frau Dettling gebeten, seine Äußerungen direkt an Sie zu faxen, damit es lesbarer für Sie wird.



Gruß 

M. Gerlach


